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AMTSBLATT DER GEMEINDE

ST. MÄRGEN
Einbruch im Rathaus/Tourist Info 

Am vergangenen Wochenende ist im Rathaus bzw. der Tourist In-
formation St. Märgen eingebrochen worden. Wer in der der Zeit 
von Freitag, 08.01.2016, ca. 18.00 Uhr bis Sonntag, 10.01.2016, 
ca. 16.00 Uhr etwas verdächtiges beobachtet hat, wird gebe-
ten dies dem Rathaus oder dem Polizeiposten Hinterzarten, Tel. 
07652/9177-0, zu melden. 

Unsere Jubilare im Januar 2016 

17.01. 70 Jahre   
Anna Waldvogel  Zwerisberg 6 

26.01. 70 Jahre   
Dr. Michael Bachmann Wagensteigstr. 15 
  
Die Gemeinde gratuliert herzlich und wünscht alles Gute. 

Ö� entliche Festsetzung der Grundsteuer
für das Kalenderjahr 2016 

Gemäß § 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes in der derzeit gülti-
gen Fassung, wird die Grundsteuer für diejenigen Steuerschuld-
ner, die für das Kalenderjahr 2016 die gleiche Grundsteuer wie für 
das Kalenderjahr 2015 an die Gemeinde St. Märgen zu entrichten 
haben, hiermit ö� entlich festgesetzt. 

Mit dem Tag dieser Bekanntmachung treten für die genannten 
Steuerp� ichtigen die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn 
ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Grundsteuerbescheid für 
das Kalenderjahr 2016 zugegangen wäre. 

Die Grundsteuer 2016 ist zu den Fälligkeitszeitpunkten zu ent-
richten, die in dem zuletzt zugesandten Grundsteuerbescheid 
genannt sind, oder, wenn ein Antrag auf jährliche Zahlung ge-
stellt wurde, ist die Grundsteuer zum 01.07.2016 zu zahlen.  

Die Steuerp� ichtigen, die im Kalenderjahr 2015 einen Grund-
steuer-änderungsbescheid erhalten haben, erhalten einen neu-
en Grundsteuer-bescheid 2016 bzw. haben den Bescheid bereits 
erhalten.  

Künftig eintretende Änderungen in der Steuerhöhe werden den 
einzelnen Steuerp� ichtigen oder deren Vertreter/Vertreterin je-
weils durch Grundsteuer-Änderungsbescheide mitgeteilt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die durch diese Bekanntmachung bewirkte Steuerfestset-
zung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung Wi-
derspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Gemeinde St. Märgen zu erheben. Bei 
schriftlicher Einlegung ist die Frist nur gewahrt, wenn der Rechts-
behelf vor Ablauf der Frist bei der Gemeinde St. Märgen einge-
gangen ist. Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung. 
St. Märgen, den 13. Januar 2016 
  
gez. Manfred Kreutz, Bürgermeister 

Fundbüro 

1 Smartphone (Samsung), weiß, gefunden am 06.01.2015
am Südhang 

1 Paar hellgraue Fleecehandschuhe, gefunden am 08.01.2015
in der Tourist-Information im Rathaus  

Der VdK Sozialrechtsschutz gGmbH 
Frau Andrea Biehler informiert:   

Der nächste Sprechtag � ndet statt in Neustadt im Rathaus, Pfau-
enstr. 2 - 4, 
am Dienstag, 19.01.2016 von 10.00 – 12.00 Uhr. 
Beratung und Vertretung in allen sozialrechtlichen Fragen. z.B. 
Schwerbehindertenrecht, gesetzlichen Renten-, Kranken- und 
P� egeversicherung.    
Wir bitten um Terminvereinbarung Tel. 0761-504 49-0 (VdK Ge-
schäftsstelle Freiburg} 

Deutsches Rotes Kreuz 

Danke! 
Für die große Unterstützung und Mithilfe bei unserer Blutspen-
deaktion im November 2015 möchten wir uns bei allen, die uns 
ihre Aufmerksamkeit, tatkräftigen Hände, ihre Zeit zur Verfügung 
gestellt haben sowie allen, die unsere Aktion mit einer Kuchen- 
und Salatspende unterstützt haben, sehr herzlich bedanken! Ein 
besonderer Dank geht an alle Blutspender/innen: Es kamen 73 
Spender/innen, davon 6 Erst-spender/innen. 
Wir weisen darauf hin, das am 24.11.2016 wieder eine Blutspen-
deaktion ist.  Ihr DRK-Ortsverein St. Märgen 

Wildnis – Verlust oder Gewinn für die 
Kulturlandschaft? 

Bildvortrag und Buchvorstellung von Wolf Hockenjos am Mitt-
woch, 13.01.2016, 19.00 Uhr im Thurner Wirtshaus St. Märgen.
Am ältesten Bannwald Badens, dem Zweribach im zentralen 
Schwarzwald, lässt sich der Zwiespalt zwischen der O� enhaltung 
der Kulturlandschaft und der „Wildnisentstehung“ exemplarisch 
aufzeigen. Nach später Rodung wurde der eiszeitlich überformte 
Talkessel vorwiegend landwirtschaftlich genutzt. Seit den frühen 
1950er Jahren erfolgt seine „Rückverwilderung“ als „Urwald aus 
zweiter Hand“, verfolgt und dokumentiert in eindrucksvollen 
Bildsequenzen vom Autor in seinem neuen Buch „Wo Wildnis ent-
steht“. 
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Kloster Apotheke St. Märgen 2 19
Mo. - Sa., 08.30 - 12.30 Uhr;
Mo., Di., Do., Fr., 14.30 - 18.00 Uhr.
Mittwochnachm. geschlossen.

Ärztlicher Notfalldienst
Notruf / Rettungsdienst /Feuerwehr:  112

Ärztlicher Notfalldienst in der Nacht, 
an den Wochenenden und Feiertagen: 
Ärztlicher Notdienst, Notfallpraxis:  116 117 

Zahnärztliche Notrufnummer an 
den Wochenenden und Feiertagen: 
 01803/222555-45 

Krankentransport:  0761/19222

Wichtige Rufnummern
Störungshotline für Strom:  
ENBW 0800/3629477
Badenova 0800/27667767

Polizeiposten Hinterzarten  07652/9177-0

Bestattungen Horizonte Dreisamtal
 0761/4014898

Sonstige Hilfsdienste
Kath. Kirchengemeinde St. Märgen
Pfarrbüro 9103-0  
Beerdigungsbereitschaft 0160/6209120 

Kindergarten St. Michael 470

Mobiler Sozialer Dienst

(P� egedienst des DRK):   07660/920353 

oder  0175/2244311

Fachstelle Sucht (bwlv) 07651/2422 

Hauptstelle Freiburg:  0761/156309-0 

Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen

 08000/116016  

Krebsinformationsdienst des Deutschen 

Krebsforschungszentrums  0800/4203040

Kirchliche Sozialstation 

Dreisamtal gGmbH 07661/9868-0   

Einsatz Dorfhelferin 07661/7077  

Essen auf Rädern 07651/911843

Hospizgruppe Dreisamtal 07661/3910 

Integrationsfachdienst  0761/36894-500   

Beratungsstelle für ältere Menschen

  07661/391-114  

Tageselternverein Dreisamtal/

Hochschwarzwald 07651/972051  

Landwirtschaftlischer

Betriebshelferdienst 07602/9101-26

APOTHEKENNOTDIENST
jeweils 08:30 Uhr bis nächsten Tag 08:30 Uhr

Mittwoch, 13.01.2016  
easyApotheke Freiburg im Hbf
Bismarckallee 13, Tel. 0761 - 2 96 77 80

Donnerstag, 14.01.2016 
Karls-Apotheke Freiburg
Leopoldring 5, Tel. 0761 - 3 44 22
Schwarzwald-Apotheke Hinterzarten
Freiburger Str. 4, Tel. 07652 - 9 11 40

Freitag, 15.01.2016  
Stadt-Apotheke Neustadt
Hauptstr. 6, Tel. 07651 - 93 38 80
Zähringer-Apotheke St. Peter
Zähringer Str. 12, Tel. 07660 - 15 55

Samstag, 16.01.2016 
Loretto-Apotheke Freiburg-Wiehre
Günterstalstr. 52, Tel. 0761 - 7 48 84

Sonntag, 17.01.2016  
Kloster-Apotheke Oberried
Hauptstr. 9, Tel. 07661 - 27 66
Münster-Apotheke Neustadt
Scheuerlenstr. 20, Tel. 07651 - 92 26 60

Montag, 18.01.2016 
Kloster-Apotheke St. Märgen
Wagensteigstr. 11, Tel. 07669 - 2 19

Dienstag, 19.01.2016 
Greifen-Apotheke Kirchzarten
Bahnhofstr. 6, Tel. 07661 - 53 13
Sche� el-Apotheke Lö�  ngen
Untere Hauptstr. 8, Tel. 07654 - 9 10 60

Mittwoch, 20.01.2016  
Kloster-Apotheke Oberried
Hauptstr. 9, Tel. 07661 - 27 66
Park-Apotheke Lenzkirch
Kirchplatz 7, Tel. 07653 - 2 90 

WICHTIGE RUFNUMMERN • EINRICHTUNGEN UND ADRESSEN

Redaktionsschluss und Anzeigenschluss 
für das Mitteilungsblatt St. Märgen ist jeweils Montag, 10.00 Uhr, auf dem 
Rathaus. Die Verteilung erfolgt jeweils mittwochs. 

Änderungen bezüglich Feiertagen entnehmen Sie dem aktuellen Mitteilungsblatt.

Impressum:
Herausgeber: Bürgermeisteramt St. Märgen, Telefon 07669 9118-0, Telefax 07669 9118-40, 
e-mail: standesamt@st-maergen.de, Internet: www.st-maergen.de
Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Bürgermeister Manfred Kreutz
für den übrigen Inhalt: Anton Stähle, Primo Verlag Stockach
Druck: Primo Verlag, Anton Stähle, Meßkircher Straße 45, 78333 Stockach, Telefon 07771 9317-11, 
Telefax 07771 9317-40, e-mail: info@primo-stockach.de, Internet: www.primo-stockach.de

RATHAUS ST. MÄRGEN
BÜRGERMEISTERAMT:

Montag – Freitag  08.00 – 12.00 Uhr
Donnerstag,  08.00 – 12.00 Uhr
 14.00 – 18.00 Uhr 
oder nach Vereinbarung 
  
Michael Faller Rechnungsamt
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 19
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Stefan Metzger Standesamt
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 27
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Silvia Rombach Gemeindekasse
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 13
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Bettina Saier Vorzimmer Bürgermeister
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 11
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Martina Schmitt Einwohnermeldeamt - Bürgerbüro
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 16
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Frank Simon Hauptamt
Telefon: (0 76 69) 91 18 - 14
Telefax: (0 76 69) 91 18 - 40

Inklusionsvermittler
jeden 1. Donnerstag im Monat 
von 16.00 - 17.00 Uhr
Telefon (0 76 69) 9118-23

Tourist-Information
Montag -Freitag: 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
(Tel. 07652/1206-0)

www.st-maergen.de
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AMTLICHE 

BEKANNTMACHUNGEN

Gemeinde St. Märgen,
Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald 

Satzung über den Anschluss an die ö� entli-
che Wasserversorgungsanlage und die Versor-
gung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) 
  
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 
11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengeset-
zes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat 
der Gemeinde St. Märgen am 15.12.2015 folgen-
de Satzung beschlossen: 
  
I. Allgemeine Bestimmungen 

  
§ 1 

Wasserversorgung als ö� entliche Einrichtung 
(1) Die Gemeinde betreibt die Wasserversorgung 
als eine ö� entliche Einrichtung zur Lieferung von 
Trinkwasser. Art und Umfang der Wasserversor-
gungsanlagen bestimmt die Gemeinde. 
(2) Die Gemeinde kann die Wasserversorgung 
ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen las-
sen. 
  

§ 2 
Anschlussnehmer, Wasserabnehmer 

(1) Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentü-
mer, dem Erbbauberechtigte, Wohnungseigentü-
mer, Wohnungserbbauberechtigte und sonstige 
zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte gleichstehen. 
(2) Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussneh-
mer, alle sonstigen zur Entnahme von Wasser auf 
dem Grundstück Berechtigten sowie jeder, der 
der ö� entlichen Wasserversorgung tatsächlich 
Wasser entnimmt. 
  

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemein-
de liegenden Grundstücks ist berechtigt, den An-
schluss seines Grundstücks an die Wasserversor-
gungsanlage und die Belieferung mit Trinkwasser 
nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt 
sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Die 
Grundstückseigentümer können nicht verlangen, 
dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt 
oder eine bestehende Versorgungsleitung geän-
dert wird. 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine be-
stehende Versorgungsleitung kann abgelehnt 
werden, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen techni-
schen oder betrieblichen Gründen der Gemeinde 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder beson-
dere Maßnahmen erfordert. 
(4) Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 
3 den Anschluss und die Benutzung gestatten, so-
fern der Grundstückseigentümer sich verp� ichtet, 
die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen-
den Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlan-
gen Sicherheit zu leisten. 
  

§ 4 
Anschlusszwang 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf de-
nen Wasser verbraucht wird, sind verp� ichtet, 

diese Grundstücke an die ö� entliche Wasser-
versorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an 
eine ö� entliche Straße mit einer betriebsfertigen 
Versorgungsleitung grenzen oder ihren unmit-
telbaren Zugang zu einer solchen Straße durch 
einen Privatweg haben. Be� nden sich auf einem 
Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Gebäude 
anzuschließen. 
(2) Von der Verp� ichtung zum Anschluss wird der 
Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, wenn 
der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 
  

§ 5 
Benutzungszwang 

(1) Auf Grundstücken, die an die ö� entliche Was-
serversorgungsanlage angeschlossen sind, haben 
die Wasserabnehmer ihren gesamten Wasserbe-
darf aus dieser zu decken. Ausgenommen hier-
von ist die Nutzung von Niederschlagswasser für 
Zwecke der Gartenbewässerung. 
(2) Von der Verp� ichtung zur Benutzung wird der 
Wasserabnehmer auf Antrag befreit, wenn die 
Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meinwohls nicht zugemutet werden kann. 
(3) Die Gemeinde räumt dem Wasserabnehmer 
darüber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaft-
lich Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, 
den Bezug auf einen von ihm gewünschten Ver-
brauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu be-
schränken. 
(4) Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist 
unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde einzureichen. 
(5) Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde vor 
Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mittei-
lung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen, dass von seiner Eigenanlage 
keine Rückwirkungen in die ö� entliche Wasser-
versorgungsanlage möglich sind. 
  

§ 6 
Art der Versorgung 

(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften und den anerkannten Re-
geln der Technik für Trinkwasser entsprechen. 
Die Gemeinde ist verp� ichtet, das Wasser unter 
dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie 
Deckung des üblichen Bedarfs in dem betre� en-
den Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist 
berechtigt, die Bescha� enheit und den Druck des 
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behörd-
lichen Bestimmungen sowie der anerkannten Re-
geln der Technik zu ändern, falls dies in besonde-
ren Fällen aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind die 
Belange des Wasserabnehmers möglichst zu be-
rücksichtigen. 
(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an 
Bescha� enheit und Druck des Wassers, die über 
die vorgenannten Verp� ichtungen hinausgehen, 
so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen Vor-
kehrungen zu tre� en. 
  

§ 7 
Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei 

Versorgungsunterbrechungen 
(1) Die Gemeinde ist verp� ichtet, das Wasser je-
derzeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfü-
gung zu stellen. Dies gilt nicht, 
1.  soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstel-

lung der ö� entlichen Wasserversorgung erfor-
derlich oder sonst nach dieser Satzung vorbe-
halten sind, 

2.  soweit und solange die Gemeinde an der Ver-
sorgung durch höhere Gewalt oder sonstige 
Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich 

nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. 
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, 
soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger 
Arbeiten erforderlich ist. Die Gemeinde hat jede 
Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unver-
züglich zu beheben. 
(3) Die Gemeinde hat die Wasserabnehmer bei 
einer nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten 
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in 
geeigneter Weise zu unterrichten. Die P� icht zur 
Unterrichtung entfällt, wenn sie 
1.  nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich 

ist und die Gemeinde dies nicht zu vertreten 
hat oder 

2.  die Beseitigung von bereits eingetretenen Un-
terbrechungen verzögern würde. 

  
§ 8 

Verwendung des Wassers, sorgsamer Umgang 
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke 
des Anschlussnehmers, seiner Mieter und ähnlich 
berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die 
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schrift-
licher Zustimmung der Gemeinde zulässig. Diese 
muss erteilt werden, wenn dem Interesse an der 
Weiterleitung nicht überwiegende versorgungs-
wirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 
(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet 
werden, soweit nicht in dieser Satzung oder auf-
grund sonstiger gesetzlicher oder behördlicher 
Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. 
Die Gemeinde kann die Verwendung für be-
stimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur Si-
cherstellung der allgemeinen Wasserversorgung 
erforderlich ist. 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von 
Bauwasser ist bei der Gemeinde vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt 
für Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden 
Zwecken. 
(4) Soll Wasser aus ö� entlichen Hydranten nicht 
zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vorüber-
gehenden Zwecken entnommen werden, sind 
hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit 
Wasserzählern zu benutzen. 
(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feu-
erlöschanschlüsse eingerichtet werden, sind 
über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung 
besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu 
tre� en. 
(6) Mit Wasser aus der ö� entlichen Wasserver-
sorgung ist sorgsam umzugehen. Die Wasserab-
nehmer werden aufgefordert, wassersparende 
Verfahren anzuwenden, soweit dies insbesondere 
wegen der benötigten Wassermenge mit Rück-
sicht auf den Wasserhaushalt zumutbar und aus 
hygienischen Gründen vertretbar ist.   

§ 9 
Unterbrechung des Wasserbezugs 

(1) Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug 
länger als drei Monate einstellen, so hat er dies 
der Gemeinde mindestens zwei Wochen vor der 
Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der Was-
serverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche Mittei-
lung eingestellt, so haftet der Anschlussnehmer 
der Gemeinde für die Erfüllung sämtlicher sich 
aus der Satzung ergebenden Verp� ichtungen. 
(2) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige 
Absperrung seines Anschlusses verlangen, ohne 
damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen.   

§ 10 
Einstellung der Versorgung 

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung 
fristlos einzustellen, wenn der Wasserabnehmer 
den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhan-
delt und die Einstellung erforderlich ist, um 
1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 

Personen oder Anlagen abzuwehren, 
2.  den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, 

Beein� ussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 



4  Mittwoch, 13. Januar 2016  ST. MÄRGEN AKTUELL

3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer Was-
serabnehmer, störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesonde-
re bei Nichtzahlung einer fälligen Abgabenschuld 
trotz Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, die 
Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzu-
stellen. Dies gilt nicht, wenn der Wasserabnehmer 
darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen und hinreichende Aussicht besteht, dass der 
Wasserabnehmer seinen Verp� ichtungen nach-
kommt. Die Gemeinde kann mit der Mahnung zu-
gleich die Einstellung der Versorgung androhen. 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüg-
lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für 
ihre Einstellung entfallen sind und der Wasserab-
nehmer die Kosten der Einstellung und Wieder-
aufnahme der Versorgung ersetzt hat. 
  

§ 11 
Grundstücksbenutzung 

(1) Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen 
Versorgung das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und 
Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen Ver-
sorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie 
erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen. Diese P� icht betri� t nur Grundstü-
cke, die an die Wasserversorgung angeschlossen 
sind, die vom Anschlussnehmer in wirtschaftli-
chem Zusammenhang mit der Wasserversorgung 
genutzt werden oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteil-
haft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme 
der Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als 
notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 
(2) Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer 
ist rechtzeitig über Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme des Grundstücks zu 
benachrichtigen. 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 
Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu 
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich 
der Versorgung des Grundstücks, so hat der An-
schlussnehmer die Kosten zu tragen. 
(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der 
Grundstückseigentümer die Entfernung der Ein-
richtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen 
der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemu-
tet werden kann. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für ö� entli-
che Verkehrswege und Verkehrs� ächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den 
Bau von ö� entlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrs� ächen bestimmt sind. 
  

§ 12 
Zutrittsrecht 

Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten der Gemeinde, im Rah-
men des § 44 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-Würt-
temberg und des § 99 der Abgabenordnung, den 
Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 ge-
nannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies 
für die Prüfung der technischen Einrichtung, zur 
Wahrnehmung sonstiger Rechte und P� ichten 
nach dieser Satzung insbesondere zur Ablesung, 
zum Austausch der Messeinrichtungen (Wasser-
zähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die 
Gebührenbemessung erforderlich ist. 

  

II. Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussneh-
mers, Messeinrichtungen 
  

§ 13 
Anschlussantrag 

Der Anschluss an die ö� entliche Wasserversor-
gungsanlage und jede Änderung des Hausan-
schlusses ist vom Anschlussnehmer unter Be-
nutzung eines bei der Gemeinde erhältlichen 
Vordrucks für jedes Grundstück zu beantragen. 
Dem Antrag sind insbesondere folgende Unter-
lagen beizufügen, soweit sich die erforderlichen 
Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst er-
geben: 
1.  ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze 

der geplanten Anlage des Anschlussnehmers 
(Wasserverbrauchsanlage); 

2.  der Name des Installationsunternehmens, 
durch das die Wasserverbrauchsanlage einge-
richtet oder geändert werden soll; 

3.  eine nähere Beschreibung besonderer Einrich-
tungen (zum Beispiel von Gewerbebetrieben 
usw.), für die auf dem Grundstück Wasser ver-
wendet werden soll, sowie die Angabe des ge-
schätzten Wasserbedarfs; 

4.  Angaben über eine etwaige Eigengewinnungs-
anlage; 

5.  im Falle des § 3 Abs. 4 die Verp� ichtungserklä-
rung zur Übernahme der mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängenden Mehrkosten. 

  
§ 14 

Haus- und Grundstücksanschlüsse 
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbin-
dung des Verteilungsnetzes mit der Anlage des 
Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweig-
stelle des Verteilungsnetzes und endet mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschlüsse wer-
den ausschließlich von der Gemeinde hergestellt, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. 
(2) Hausanschlüsse stehen vorbehaltlich abwei-
chender Regelung im Eigentum der Gemeinde. 
Soweit sie in ö� entlichen Verkehrs- und Grün� ä-
chen verlaufen (Grundstücksanschlüsse); sind sie 
Teil der ö� entlichen Wasserversorgungsanlage. 
(3) Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von der Gemeinde be-
stimmt. Die Gemeinde stellt die für den erstma-
ligen Anschluss eines Grundstücks notwendigen 
Hausanschlüsse bereit. 
(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des Anschluss-
nehmers weitere Anschlüsse sowie vorläu� ge 
oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als 
weitere Anschlüsse gelten auch Hausanschlüsse 
für Grundstücke, die nach Entstehen der Beitrags-
p� icht (§ 37) neu gebildet werden. 
(5) Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut wer-
den, die Freilegung muss stets möglich sein; 
sie sind vor Beschädigung zu schützen. Der An-
schlussnehmer hat die baulichen Voraussetzun-
gen für die sichere Errichtung des Hausanschlus-
ses zu scha� en. Er darf keine Einwirkungen auf 
den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen 
lassen. Jede Beschädigung des Hausanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen 
sowie sonstige Störungen sind der Gemeinde un-
verzüglich mitzuteilen. 
  

§ 15 
Kostenerstattung 

(1) Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde zu 
erstatten: 
1.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Er-

neuerung, Veränderung und Beseitigung der 
notwendigen Hausanschlüsse. Dies gilt nicht 
für den Teil des Hausanschlusses (Grundstück-
sanschluss), der in ö� entlichen Verkehrs- und 
Grün� ächen verläuft (§ 14 Abs. 2). 

2.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Er-
neuerung, Veränderung und Beseitigung der 
weiteren, vorläu� gen und vorübergehenden 
Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4). Zu diesen Kos-
ten gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherstellung des alten Zustands auf den 
durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

(2) Zweigt eine Hausanschlussleitung von der An-
schlusstrommel im Hydrantenschacht ab (württ. 
Schachthydrantensystem), so wird der Teil der An-
schlussleitung, der neben der Versorgungsleitung 
verlegt ist, bei der Berechnung der Kosten nach 
Abs. 1 unberücksichtigt gelassen. Die Kosten für 
die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Ver-
änderung und Beseitigung dieser Teilstrecke trägt 
die Gemeinde. 
(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 
endgültigen Herstellung des Hausanschlusses, im 
Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der 
Erstattungsanspruch wird binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemein-
same Hausanschlussleitung, so ist für die Teile 
der Anschlussleitung, die ausschließlich einem 
der beteiligten Grundstücke dienen, allein der Ei-
gentümer bzw. Erbbauberechtigte des betre� en-
den Grundstücks ersatzp� ichtig. Soweit Teile der 
Hausanschlussleitung mehreren Grundstücken 
gemeinsam dienen, sind die Eigentümer bzw. 
Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke 
als Gesamtschuldner ersatzp� ichtig. 
  

§ 16 
Private Anschlussleitungen 

(1) Private Anschlussleitungen hat der Anschluss-
nehmer selbst zu unterhalten, zu ändern und zu 
erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten sind 
vom Anschlussnehmer zu tragen. 
(2) Entspricht eine solche Anschlussleitung nach 
Bescha� enheit und Art der Verlegung den Bestim-
mungen der DIN 1988 und etwaigen zusätzlichen 
Bestimmungen der Gemeinde und verzichtet der 
Anschlussnehmer schriftlich auf seine Rechte an 
der Leitung, so ist die Anschlussleitung auf sein 
Verlangen von der Gemeinde zu übernehmen. 
Dies gilt nicht für Leitungen im Außenbereich (§ 
35 BauGB). 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungs-
arbeiten an privaten Grundstücksanschlüssen 
sind der Gemeinde vom Anschlussnehmer min-
destens 14 Tage vorher anzuzeigen. 

  
§ 17 

Anlage des Anschlussnehmers 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erwei-
terung, Änderung und Unterhaltung der Anlage 
hinter dem Hausanschluss ? mit Ausnahme der 
Messeinrichtungen der Gemeinde ? ist der An-
schlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben 
diesem verantwortlich. 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vor-
schriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher 
oder behördlicher Bestimmungen sowie nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, erweitert, geändert und unterhalten 
werden. Die Errichtung der Anlage und wesent-
liche Veränderungen dürfen nur durch die Ge-
meinde oder ein von der Gemeinde zugelassenes 
Installationsunternehmen erfolgen. Die Gemein-
de ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen. 
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrich-
tungen be� nden, können plombiert werden. 
Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des 
Anschlussnehmers gehören, unter Plombenver-
schluss genommen werden, um eine einwand-
freie Messung zu gewährleisten. Die dafür er-
forderliche Ausstattung der Anlage ist nach den 
Angaben der Gemeinde zu veranlassen. 
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(4) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so 
zu betreiben, dass Störungen anderer Wasserab-
nehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtun-
gen der Gemeinde oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen 
sind. 
  

§ 18 
Inbetriebsetzung der Anlage des 

Anschlussnehmers 
(1) Die Gemeinde oder deren Beauftragte schlie-
ßen die Anlage des Anschlussnehmers an das Ver-
teilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der 
Gemeinde über das Installationsunternehmen zu 
beantragen. 
  

§ 19 
Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage 
des Anschlussnehmers vor und nach ihrer In-
betriebsetzung zu überprüfen. Sie hat den An-
schlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren Beseiti-
gung verlangen. 
(2) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den An-
schluss oder die Versorgung zu verweigern; bei 
Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu verp� ichtet. 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassen der Über-
prüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss 
an das Verteilungsnetz übernimmt die Gemeinde 
keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. 
Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib 
und Leben darstellen. 
  

§ 20 
Technische Anschlussbedingungen 

Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische 
Anforderungen an den Hausanschluss und ande-
re Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage 
festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren 
und störungsfreien Versorgung, insbesondere im 
Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilungsnet-
zes, notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
nicht widersprechen. Der Anschluss bestimm-
ter Verbrauchseinrichtungen kann von der vor-
herigen Zustimmung der Gemeinde abhängig 
gemacht werden. Die Zustimmung darf nur ver-
weigert werden, wenn der Anschluss eine sichere 
und störungsfreie Versorgung gefährden würde. 
  

§ 21 
Messung 

(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wasser-
menge durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) 
fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entspre-
chen. Bei ö� entlichen Verbrauchseinrichtungen 
kann die gelieferte Menge auch rechnerisch er-
mittelt oder geschätzt werden, wenn die Kosten 
der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des 
Verbrauchs stehen. 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass 
eine einwandfreie Messung der verbrauchten 
Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt 
Art, Zahl und Größe sowie Anbringungsort der 
Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, An-
bringung, Überwachung, Unterhaltung und Ent-
fernung der Messeinrichtungen Aufgabe der Ge-
meinde. Sie hat den Anschlussnehmer anzuhören 
und dessen berechtigte Interessen zu wahren. Sie 
ist verp� ichtet, auf Verlangen des Anschlussneh-
mers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn 
dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien 
Messung möglich ist; der Anschlussnehmer ist 
verp� ichtet, die Kosten zu tragen. 
(3) Der Anschlussnehmer haftet für das Abhan-
denkommen und die Beschädigung der Messein-
richtungen, soweit ihn daran ein Verschulden 

tri� t. Er hat den Verlust, Beschädigungen und 
Störungen dieser Einrichtungen der Gemein-
de unverzüglich mitzuteilen. Er ist verp� ichtet, 
die Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und 
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 
(4) Der Einbau von Zwischenzählern in die Ver-
brauchsleitung ist dem Wasserabnehmer gestat-
tet. Alle den Zwischenzähler betre� enden Kosten 
gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde ist nicht 
verp� ichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwi-
schenzählers der Wasserzinsberechnung zugrun-
de zu legen. 

  
§ 22 

Nachprüfung von Messeinrichtungen 
(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nach-
prüfung der Messeinrichtungen durch eine Eich-
behörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle 
nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. 
Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prü-
fung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor 
Antragstellung zu benachrichtigen. 
(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde 
zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Wasserabnehmer. 
  

§ 23 
Ablesung 

(1) Die Messeinrichtungen werden vom Beauf-
tragten der Gemeinde abgelesen. Der Anschluss-
nehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 
(2) Solange der Beauftragte der Gemeinde die 
Räume des Anschlussnehmers nicht zum Ablesen 
betreten kann, darf die Gemeinde den Verbrauch 
auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen; 
die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen 
zu berücksichtigen. 
  

§ 24 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der An-
schlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner 
Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeig-
neten Wasserzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Anschlusslei-
tungen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen ver-
legt werden können, oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 
Wasserzählers vorhanden ist. 
(2) Der Anschlussnehmer ist verp� ichtet, die Ein-
richtungen in ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten. 
(3) Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 
Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn 
sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zu-
mutbar sind und die Verlegung ohne Beeinträch-
tigung einer einwandfreien Messung möglich ist. 
  
III. Wasserversorgungsbeitrag 
  

§ 25 
Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung 
ihres Aufwands für die Anscha� ung, Herstellung 
und den Ausbau der ö� entlichen Wasserversor-
gungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag. 
  

§ 26 
Gegenstand der Beitragsp� icht 

(1) Der Beitragsp� icht unterliegen Grundstücke, 
für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich 
genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der 
Beitragsp� icht, wenn sie nach der Verkehrsau� as-
sung Bauland sind und nach der geordneten bau-

lichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung 
anstehen. 
(2) Wird ein Grundstück an die ö� entlichen Was-
serversorgungsanlagen tatsächlich angeschlos-
sen, so unterliegt es der Beitragsp� icht auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt sind. 
  

§ 27 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Be-
kanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer des 
Grundstücks ist. 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragsp� ichtig. Mehrere Beitrags-
schuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragsp� ichtig. 
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Woh-
nungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer 
Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamt-
handsgemeinschaft beitragsp� ichtig. 
  

§ 28 
Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist 
die Nutzungs� äche. Diese ergibt sich durch Ver-
vielfachung der Grundstücks� äche (§ 29) mit ei-
nem Nutzungsfaktor (§ 30); das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastel-
len ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abge-
rundet werden. 
  

§ 29 
Grundstücks� äche 

(1) Als Grundstücks� äche gilt: 
1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungs-

plans die Fläche, die der Ermittlung der zulässi-
gen Nutzung zugrunde zu legen ist; 

2.  soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung 
nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder 
die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 
tatsächliche Grundstücks� äche bis zu einer Tie-
fe von 50 Metern von der der Erschließungsan-
lage zugewandten Grundstücksgrenze. 

Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung 
über diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen 
tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstück-
stiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze 
der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Ab-
stands� ächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, 
die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Er-
schließungsanlage herstellen, bleiben bei der Be-
stimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
Zur Nutzung zählen auch angelegte Grün� ächen 
oder gärtnerisch genutzte Flächen. 
(2) Teil� ächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 
Satz 2 KAG bleiben unberührt. 
  

§ 30 
Nutzungsfaktor 

(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 
Grundstücks� äche (§ 29) mit einem Nutzungsfak-
tor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00, 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25, 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50, 
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 

1,75, 
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 

2,00. 
(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstü-
cken, für die nur eine Nutzung ohne Bebauung 
zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur un-
tergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungs-
faktor von 0,5 zugrundegelegt. Dasselbe gilt für 
Gemeinbedarfs- oder Grün� ächengrundstücke, 
deren Grundstücks� ächen aufgrund ihrer Zweck-
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bestimmung nicht oder nur zu einem untergeord-
neten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen 
bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, 
Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen). Die 
§§ 31 bis 34 � nden keine Anwendung. 
  

§ 31 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
die Geschosszahl festsetzt 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan fest-
gesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschos-
se. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl 
genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der Landes-
bauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan gelten-
den Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschos-
szahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollge-
schosse maßgebend. 
  

§ 32 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
eine Baumassenzahl festsetzt 

(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt 
als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwen-
dung der Baumassenzahl zulässige Baumasse ge-
nehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücks-
� äche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  

§ 33 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Voll-
geschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsied-

lungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 
(MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Ge-
werbegebiete (GE), Industrie-gebiete (GI) und 
sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Ge-
biete; 

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Voll-
geschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt 
der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senk-
rechten, traufseitigen Außenwand mit der Dach-
haut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetz-
te Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage 
geteilt durch 
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsied-

lungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 

allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 
(MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Ge-
werbegebiete (GE), Industrie-gebiete (GI) und 
sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Ge-
biete; 

das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebau-
ungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen 
genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in 
eine Geschosszahl umzurechnen. 
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine Geschos-
szahl umzurechnen. 
  

§ 34 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung 
im Sinne der §§ 31 bis 33 bestehen 

(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten 
bzw. in beplanten Gebieten, für die der Bebau-
ungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 31 bis 
33 enthält, ist maßgebend: 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Geschosse, 
2.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstü-

cken die Zahl der auf den Grundstücken der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Geschosse. 

(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 
BauGB) ist maßgebend: 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Geschosse; 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bau-

vorhaben genehmigt ist, die Zahl der geneh-
migten Geschosse. 

(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der 
LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 37) gelten-
den Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschos-
szahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollge-
schosse maßgebend. 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 
Vollgeschoss i.S. der LBO gilt als Geschosszahl 
die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die 
überbaute Grundstücks� äche und nochmals ge-
teilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 
1 maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird 
auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner 
als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl ab-
gerundet werden. 

  
§ 35 

Nachveranlagung, weitere Beitragsp� icht 
(1) Von Grundstückseigentümern, für deren 
Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstan-
den ist oder deren Grundstücke beitragsfrei ange-
schlossen worden sind, werden weitere Beiträge 
erhoben, 
1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung 

zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl 
der Vollgeschosse überschritten oder eine grö-
ßere Zahl von Vollgeschossen allgemein zuge-
lassen wird; 

2.  soweit in den Fällen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen 
wird; 

3.  wenn das Grundstück mit Grundstücks� ächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bis-
her nicht entstanden ist; 

4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 

Teil� ächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 
Teil� ächen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung 
und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt ge-
blieben sind, entsteht eine weitere Beitragsp� icht, 
soweit die Voraussetzungen für eine Teil� ächen-
abgrenzung entfallen. 
  

§ 36 
Beitragssatz 

Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quad-
ratmeter (m2) Nutzungs� äche (§ 28) 4,85 Euro. 
  

§ 37 
Entstehung der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
1.  in den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grund-

stück an die ö� entliche Wasserversorgungsan-
lage angeschlossen werden kann; 

2.  in den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, 
frühestens jedoch mit dessen Genehmigung; 

3.  in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit 
der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem 
Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 
BauGB; 

4.  in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 3, wenn die 
Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist; 

5.  in den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 4, wenn das 
neugebildete Grundstück im Grundbuch ein-
getragen ist; 

6.  in den Fällen des § 35 Abs. 2, mit dem Wegfall 
der Voraussetzungen für eine Teil� ächenab-
grenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung 
und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder 
einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, 
der Bebauung, der gewerblichen Nutzung 
oder des tatsächlichen Anschlusses von abge-
grenzten Teil� ächen, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 49 
Abs. 3. 

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 
an die ö� entliche Wasserversorgungsanlagen 
hätten angeschlossen werden können, jedoch 
noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht 
die Beitragsschuld mit dem tatsächlichen An-
schluss, frühestens mit dessen Genehmigung. 
(3) Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über be-
stehende Hausanschlüsse) stehen dem unmit-
telbaren Anschluss an -ö� entliche Wasserversor-
gungsanlagen gleich. 
  

§ 38 
Fälligkeit 

Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. 
  

§ 39 
Ablösung 

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitrags-
schuld noch nicht entstanden ist, mit dem Bei-
tragsschuldner die Ablösung des Wasserversor-
gungsbeitrages vereinbaren. 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach 
der Höhe der voraussichtlich entstehenden Bei-
tragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Be-
stimmungen dieser Satzung. 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 
  
  
IV. Benutzungsgebühren 
  

§ 40 
Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlagen Grund- 
und Verbrauchsgebühren. 
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§ 41 

Gebührenschuldner 
(1) Schuldner der Benutzungsgebühren ist der 
Anschlussnehmer. Beim Wechsel des Gebühren-
schuldners geht die Gebührenp� icht mit Beginn 
des auf den Übergang folgenden Kalendermo-
nats auf den neuen Gebührenschuldner über. 
(2) In den Fällen des § 43 Abs. 3 ist Gebühren-
schuldner der Wasserabnehmer. 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
  

§ 42 
Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird gesta� elt nach der 
Zählergröße erhoben (Zählergebühr). Sie beträgt 
bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von: 
  
Maximaldurch� uss 
(Qmax) 3 und 5  7 und 10  
Nenndurch� uss 
(Qn) 1,5 und 2,5  3,5 und 5 (6) 
 
Euro/Monat 1,05  1,55 
  
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen bewegli-
chen Wasserzählern entfällt die Grundgebühr. 
(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der 
Monat, in dem der Wasserzähler erstmals einge-
baut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller 
Monat gerechnet. 
(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wasserman-
gels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwendi-
ger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom An-
schlussnehmer zu vertretenden Gründen länger 
als einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit 
der Unterbrechung (abgerundet auf volle Mona-
te) keine Grundgebühr berechnet. 
  

§ 43 
Verbrauchsgebühren 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemes-
senen Wassermenge (§ 44) berechnet. Die Ver-
brauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,30 Euro. 
(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger 
beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt die 
Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 2,30 Euro. 
(3) Wird die verbrauchte Wassermenge durch ei-
nen Münzwasserzähler festgestellt, beträgt die 
Gebühr (einschließlich Grundgebühr gemäß § 42 
und Umsatzsteuer gemäß § 53) pro Kubikmeter 
2,30 Euro. 
  

§ 44 
Gemessene Wassermenge 

(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt 
auch dann als Gebührenbemessungsgrundlage, 
wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Roh-
re, o� enstehende Zapfstellen oder Rohrbrüche 
hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist. 
(2) Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der 
Wasserzähler über die nach der Eichordnung 
zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch 
anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, so 
schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch ge-
mäß § 162 Abgabenordnung. 
  

§ 45 
Verbrauchsgebühr bei Bauten 

(1) Wird bei der Herstellung von Bauwerken das 
verwendete Wasser nicht durch einen Wasserzäh-
ler festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchs-
gebühr erhoben. 
(2) Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist fol-
gender pauschaler Wasserverbrauch: 
1.  Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von 

Gebäuden werden je 100 Kubikmeter umbau-
tem Raum 10 Kubikmeter als pauschaler Was-
serverbrauch zugrundegelegt; Gebäude mit 
weniger als 100 Kubikmeter umbautem Raum 
bleiben gebührenfrei. Bei Fertigbauweise wer-
den der Ermittlung des umbauten Raumes nur 

die Keller- und Untergeschosse zugrundege-
legt. 

2.  Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter 
Nr. 1 fallen, werden je angefangene 10 Kubik-
meter Beton- oder Mauerwerk 4 Kubikmeter als 
pauschaler Wasserverbrauch zugrundegelegt; 
Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter Be-
ton- oder Mauerwerk bleiben gebührenfrei. 

  
§ 46 

Entstehung der Gebührenschuld 
(1) In den Fällen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht 
die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ab-
lauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). 
Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des 
Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebühren-
schuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 
(2) In den Fällen des § 41 Abs. 1 Satz 2 entsteht die 
Gebührenschuld für den bisherigen Anschluss-
nehmer mit Beginn des auf den Übergang folgen-
den Kalendermonats, für den neuen Anschluss-
nehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
(3) In den Fällen des § 43 Abs. 2 entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Beendigung der Baumaß-
nahme, spätestens mit Einbau einer Messeinrich-
tung nach § 21. 
(4) In den Fällen des § 45 entsteht die Gebühren-
schuld mit Beginn der Bauarbeiten. 
(5) In den Fällen des § 43 Abs. 3 entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Wasserentnahme. 
(6) Die Gebührenschuld gemäß § 42 und § 43 ruht 
auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als öf-
fentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 
  

§ 47 
Vorauszahlungen 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht ent-
standen ist, sind vom Gebührenschuldner Vor-
auszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen 
entstehen mit Beginn des Kalendervierteljahres. 
Beginnt die Gebührenp� icht während des Ver-
anlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszah-
lungen mit Beginn des folgenden Kalendervier-
teljahres. 
(2) Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des 
Jahreswasserverbrauchs des Vorjahres und der 
Grundgebühr (§ 42) zugrunde gelegt. Beim erst-
maligen Beginn der Gebührenp� icht werden die 
Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grund-
gebühr, des Verbrauchsgebührensatzes und des 
geschätzten Jahreswasserverbrauchs des laufen-
den Jahres ermittelt. 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichte-
ten Vorauszahlungen werden auf die Gebühren-
schuld für diesen Zeitraum angerechnet. 
(4) In den Fällen des § 43 Abs. 2 und 3 sowie des § 
45 entfällt die P� icht zur Vorauszahlung. 
  

§ 48 
Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen 
(§ 47) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die 
Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlun-
gen übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als 
die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unter-
schiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzah-
lung ausgeglichen. 
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 47 werden mit 
Ende des Kalendervierteljahres zur Zahlung fällig. 
(3) In den Fällen des § 43 Abs. 3 wird die Gebüh-
renschuld mit der Wasserentnahme fällig.    
  
V. Anzeigep� ichten, Ordnungswidrigkeiten, 
Haftung 
  

§ 49 
Anzeigep� ichten 

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzu-
zeigen: 

1.  der Erwerb oder die Veräußerung eines an die 
ö� entliche Wasserversorgung angeschlosse-
nen Grundstücks; entsprechendes gilt beim 
Erbbaurecht sowie beim Wohnungs- und Teil-
eigentum; 

2.  Erweiterungen oder Änderungen der Ver-
brauchsanlage sowie die Verwendung zusätzli-
cher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich da-
durch die Größen für die Gebührenbemessung 
ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung 
wesentlich erhöht. 

(2) Anzeigep� ichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Ver-
äußerer und Erwerber, nach Abs. 1 Nr. 2 der An-
schlussnehmer. 
(3) Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer 
der Gemeinde mitzuteilen, wenn die Vorausset-
zungen für Teil� ächenabgrenzungen gemäß § 29 
Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 
2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte 
Teil� ächen gewerblich oder als Hausgarten ge-
nutzt, tatsächlich an die ö� entliche Wasserver-
sorgung angeschlossen oder auf ihnen geneh-
migungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. 
(4) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft ver-
säumt, so haftet im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bis-
herige Gebührenschuldner für die Benutzungsge-
bühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der 
Anzeige bei der Gemeinde entfallen. 
  

§ 50 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.  entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öf-

fentliche -Wasserversorgung anschließt, 
2.  entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasser-

bedarf der ö� entlichen Wasserversorgung ent-
nimmt, 

3.  entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne 
schriftliche Zustimmung der Gemeinde weiter-
leitet, 

4.  entgegen § 14 Abs. 5 Beschädigungen des 
Hausanschlusses nicht unverzüglich der Ge-
meinde mitteilt, 

5.  entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missach-
tung der Vorschriften der Satzung, anderer 
gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
sowie der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, ändert oder unter-
hält, 

6.  entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauch-
seinrichtungen so betreibt, dass Störungen 
anderer Anschlussnehmer, störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen der Gemeinde bzw. 
Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers eintreten. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfer-
tig den Mitteilungsp� ichten nach § 21 Abs. 3 Satz 
2 und § 49 Abs. 1 bis 3 dieser Satzung nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
  

§ 51 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung er-
leidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungs-
verhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle 
1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder 

der Gesundheit des Wasserabnehmers, es sei 
denn, dass der Schaden von der Gemeinde 
oder einem ihrer Bediensteten oder einem Ver-
richtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahr-
lässig verursacht worden ist; 

2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass 
der Schaden weder durch Vorsatz noch durch 
grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde oder eines 
ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsge-
hilfen verursacht worden ist; 
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3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass 
dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs der Gemeinde verursacht worden ist. 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von 
Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasser-
abnehmern anzuwenden, die diese gegen ein 
drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Die Ge-
meinde ist verp� ichtet, den Wasserabnehmern 
auf Verlangen über die mit der Schadensverur-
sachung durch ein drittes Unternehmen zusam-
menhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu 
geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in 
zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und 
ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadens-
ersatzes erforderlich ist. 
(3) Die Ersatzp� icht entfällt für Schäden unter 15 
Euro. 
(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelie-
ferte Wasser an einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 
Abs. 1) und erleidet dieser durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßig-
keiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet 
die Gemeinde dem Dritten gegenüber in demsel-
ben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem 
Benutzungsverhältnis. 
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte 
Wasser an einen Dritten weiter, so hat er im Rah-
men seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzu-
stellen, dass der Dritte aus unerlaubter Handlung 
keine weitergehenden Schadensersatzansprüche 
erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vor-
gesehen sind. Die Gemeinde weist den Anschluss-
nehmer darauf bei Begründung des Benutzungs-
verhältnisses besonders hin. 
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unver-
züglich der Gemeinde oder, wenn dieses feststeht, 
dem ersatzp� ichtigen Unternehmen mitzuteilen. 
Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser 
an einen Dritten weiter, so hat er diese Verp� ich-
tung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
  

§ 52 
Haftung von Wasserabnehmern 

und Anschlussnehmern 
(1) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft 
verursachte Schäden, die insbesondere infolge 
einer unsachgemäßen Benutzung oder den Be-
stimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden 
Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur Was-
serversorgung entstehen. Der Anschlussnehmer 
haftet für Schäden, die auf den mangelhaften 
Zustand seiner Anlage (§ 17) zurückzuführen sind. 
(2) Der Haftende hat die Gemeinde von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. Sind Ansprü-
che auf Mängel an mehreren Verbrauchsanlagen 
zurückzuführen, so haften die Wasserabnehmer 
als Gesamtschuldner. 
  
VI.  Steuern, Übergangs- und Schlussbestim-
mungen 
  

§ 53 
Umsatzsteuer 

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung 
festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und sons-
tigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerp� ichtig sind, tritt zu den Entgel-
ten noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in 
der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten 
Höhe. 
  

§ 54 
Inkrafttreten 

(1) Soweit Abgabeansprüche nach dem bisheri-
gen Satzungsrecht bereits entstanden sind, gel-
ten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestim-
mungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der 

Abgabeschuld gegolten haben. 
(2) Diese Satzung tritt am 01. Februar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserabgabesatzung 
vom 23. Juni 1998 (mit allen späteren Änderun-
gen) außer Kraft. 
  
St. Märgen, den 15.12.2015 
  
Manfred Kreutz, Bürgermeister 
  
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung Ba-
den-Württemberg (GemO) oder aufgrund er 
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu 
bezeich-nen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öf-
fentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-gung oder 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind. 
  

Gemeinde St. Märgen, 
Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald 
Satzung über die ö� entliche Abwasserbeseiti-
gung (Abwassersatzung - AbwS) 
  
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wasserge-
setzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württem-
berg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde St. 
Märgen am 15. Dezember 2015 folgende Satzung 
beschlossen: 
  
I. Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1 
Ö� entliche Einrichtung 

(1) Die Gemeinde St. Märgen betreibt die Besei-
tigung des in ihrem Gebiet angefallenen Abwas-
sers in jeweils selbstständigen ö� entlichen Ein-
richtungen 
a) zur zentralen Abwasserbeseitigung, 
b) zur dezentralen Abwasserbeseitigung. 
Die dezentrale Abwasserbeseitigung wird durch 
besondere Satzung der Gemeinde St. Märgen 
über die Entsorgung von Kleinkläranlagen und 
geschlossenen Gruben vom 11.12.2001 geregelt. 
(2) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung 
ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen las-
sen. 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweite-
rung oder Änderung der ö� entlichen Abwasser-
anlagen besteht nicht. 
  

§ 2 
Begri� sbestimmungen 

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerb-
lichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit zusam-
men ab� ießende Wasser (Schmutzwasser) sowie 
das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 
ab� ießende Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
(2) Die zentrale ö� entliche Abwasserbeseitigung 
umfasst alle Abwasseranlagen mit dem Zweck, 
das im Gemeindegebiet angefallene Abwasser 
zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen 
zuzuleiten und zu reinigen. Ö� entliche (zent-

rale) Abwasseranlagen sind insbesondere die 
ö� entlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von 
Grund- und Drainagewasser, durch die die öf-
fentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Retentionsboden� lter, Abwas-
serpumpwerke, Kläranlagen und Versickerungs- 
und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser 
(u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermul-
den/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlage sind sowie of-
fene und geschlossene Gräben, soweit sie von der 
Gemeinde zur ö� entlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden. Zu den ö� entlichen (zentralen) 
Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Haus-
anschlussleitung, der im Bereich der ö� entlichen 
Verkehrs- und Grün� ächen verläuft (Grundstück-
sanschluss). 
(3) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst 
die Abfuhr und die Beseitigung des Schlamms 
aus Kleinkläranlagen sowie des Inhalts von ge-
schlossenen Gruben einschließlich der Überwa-
chung des ordnungsgemäßen Betriebs dieser 
Anlagen durch die Gemeinde oder durch den 
von ihr nach § 56 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) beauftragten Dritten. Zu den ö� entlichen 
(dezentralen) Abwasseranlagen gehören alle Vor-
kehrungen und Einrichtungen für die Abfuhr und 
die Behandlung von Abwasser aus geschlossenen 
Gruben und Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen 
(Hauskläranlagen) außerhalb des zu entwässern-
den Grundstücks. 
(4) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle 
Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehand-
lung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis 
zur ö� entlichen Abwasseranlage dienen. Für den 
Bereich der zentralen Abwasserbeseitigung ge-
hören hierzu insbesondere Leitungen, die im Erd-
reich oder im Fundamentbereich verlegt sind und 
das Abwasser dem Grundstücksanschluss zufüh-
ren (Grundleitungen), Prüfschächte sowie Pump-
anlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung 
und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten 
Grundstücken be� nden. Für den Bereich der de-
zentralen Abwasserbeseitigung gehören hierzu 
insbesondere Kleinkläranlagen (Hauskläranlagen) 
und geschlossene Gruben einschließlich Zubehör 
innerhalb des zu entwässernden Grundstücks. 
(5) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für 
außerplanmäßige Ableitungen in den ö� entli-
chen Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der 
vergleichmäßigen und reduzierten (gedrossel-
ten) Ableitung von Abwasser in den ö� entlichen 
Kanal; sie sind so anzulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Stark-
regen) erfolgt. 
  
II. Anschluss und Benutzung 
  

§ 3 
Berechtigung und Verp� ichtung 

zum Anschluss und zur Benutzung 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen 
Abwasser anfällt, sind nach näherer Bestimmung 
dieser Satzung berechtigt und verp� ichtet, ihre 
Grundstücke an die ö� entlichen Abwasseranla-
gen anzuschließen, diese zu benutzen und das 
gesamte auf den Grundstücken anfallende Ab-
wasser der Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs. 1 
und Abs. 2 WG zu überlassen. Der Erbbauberech-
tigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung 
des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des 
Eigentümers. 
(2) Die Benutzungs- und Überlassungsp� icht 
nach Abs. 1 tri� t auch die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten 
Personen. 
(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, so-
bald die für sie bestimmten ö� entlichen Abwas-
seranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Wird 
die ö� entliche Abwasseranlage erst nach Errich-
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tung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das 
Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach 
der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen. 
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, 
wenn der Anschluss im Interesse der ö� entlichen 
Gesundheitsp� ege, des Verkehrs oder aus ande-
ren Gründen des ö� entlichen Wohls geboten ist. 
  

§ 4 
Anschlussstelle, vorläu� ger Anschluss 

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die 
nächste ö� entliche Abwasseranlage technisch 
unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers 
über diesen Anschluss für die ö� entliche Abwas-
seranlage nachteilig wäre, kann die Gemeinde 
verlangen oder gestatten, dass das Grundstück 
an eine andere ö� entliche Abwasseranlage ange-
schlossen wird. 
(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte ö� entli-
che Abwasseranlage noch nicht hergestellt, kann 
die Gemeinde den vorläu� gen Anschluss an eine 
andere ö� entliche Abwasseranlage gestatten 
oder verlangen. 
  

§ 5 
Befreiungen 

Von der Verp� ichtung zum Anschluss seines 
Grundstücks an die ö� entliche Abwasserbesei-
tigung und von der P� icht zur Benutzung deren 
Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG 
der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verp� ichtete auf Antrag 
insoweit und solange zu befreien, als ihm der An-
schluss bzw. die Benutzung wegen seines die öf-
fentlichen Belange überwiegenden privaten Inte-
resses an der eigenen Beseitigung des Abwassers 
nicht zugemutet werden kann und die Befreiung 
wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 

  
§ 6 

Allgemeine Ausschlüsse 
(1) Von der ö� entlichen Abwasserbeseitigung 
sind sämtliche Sto� e ausgeschlossen, die die Rei-
nigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbe-
seitigung oder die Schlammverwertung beein-
trächtigen, die ö� entlichen Abwasseranlagen 
angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unter-
haltung behindern, erschweren oder gefährden 
können oder die den in ö� entlichen Abwasseran-
lagen arbeitenden Personen oder dem Vor� uter 
schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, 
Gase und Dämpfe. 
(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
1.  Sto� e auch im zerkleinerten Zustand, die zu Ab-

lagerungen oder Verstopfungen in den ö� ent-
lichen Abwasseranlagen führen können (zum 
Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, Zellsto� e, Mist, 
Schlamm, Sand, Glas, Kunststo� e, Textilien, 
Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und Le-
derabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, 
Trub, Trester und hefehaltige Rückstände); 

2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder 
ölhaltige Sto� e (zum Beispiel Benzin, Heizöl, 
Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wassere-
mulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
P� anzenschutzmitteln oder vergleichbaren 
Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive 
Sto� e) sowie Arzneimittel; 

3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silo-
sickersaft und Molke; 

4.  faulendes und sonst übelriechendes Abwasser 
(zum Beispiel milchsaure Konzentrate, Kraut-
wasser); 

5.  Abwasser, das schädliche oder belästigende 
Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 

6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen Be-
scheid nicht entspricht; 

7.  Abwasser, dessen Bescha� enheit oder Inhalts-
sto� e über den Richtwerten des Anhangs A. 
1 des Merkblatts DWA-M 115?2 vom Februar 
2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Verei-

nigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e. V. – DWA –, Theodor-Heuss-Allee 17, 
53773 Hennef) liegen. 

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach 
Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen hinaus-
gehende -Anforderungen stellen, wenn dies für 
den Betrieb der ö� entlichen Abwasseranlagen 
erforderlich ist. 
(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen 
von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 zu-
lassen, wenn ö� entliche Belange nicht entgegen-
stehen, die Versagung der Ausnahme im Einzelfall 
eine unbillige Härte bedeuten würde und der 
Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten 
übernimmt. 

  
§ 7 

Ausschlüsse im Einzelfall, 
Mehrkostenvereinbarung 

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von 
der ö� entlichen Abwasserbeseitigung ausschlie-
ßen, 
a)  dessen Sammlung, Fortleitung oder Behand-

lung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen 
der Art oder Menge des Abwassers unverhält-
nismäßig hohen Aufwand verursachen würde; 

b)  das nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Abwassertechnik nicht mit häuslichen Ab-
wässern gesammelt, fortgeleitet oder behan-
delt werden kann. 

(2) Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 
den Anschluss und die Benutzung gestatten, 
wenn der Grundstückseigentümer die für den 
Bau und Betrieb der ö� entlichen Abwasseranla-
gen entstehenden Mehrkosten übernimmt und 
auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet. 
(3) Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwas-
ser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zu-
stimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 
WG). 

  
§ 8 

Einleitungsbeschränkungen 
(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung 
von Abwasser von einer Vorbehandlung oder 
Speicherung abhängig machen, wenn seine Be-
scha� enheit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der ö� entlichen Abwas-
seranlagen oder auf sonstige ö� entliche Belange 
erfordert. 
(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in ö� entliche 
Abwasseranlagen, die nicht an eine ö� entliche 
Kläranlage angeschlossen sind, nur nach ausrei-
chender Vorbehandlung eingeleitet werden. 
(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseiti-
gungsp� icht nicht unterliegt, und von sonstigem 
Wasser bedarf der schriftlichen Genehmigung der 
Gemeinde. 

  
§ 9 

Eigenkontrolle 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Kos-
ten des Verp� ichteten (nach § 3 Absätze 1 und 
2) Vorrichtungen zur Messung und Registrierung 
der Ab� üsse und der Bescha� enheit der Abwäs-
ser sowie zur Bestimmung der Schadsto� fracht in 
die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut 
oder an sonst geeigneter Stelle auf dem Grund-
stück angebracht, betrieben und in ordnungsge-
mäßem Zustand gehalten werden. 

(2) Die Gemeinde kann auch verlangen, dass eine 
Person bestimmt wird, die für die Bedienung der 
Anlage und für die Führung des Betriebstage-
buchs verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch 
ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der 
letzten Eintragung oder des letzten Beleges an 
gerechnet, aufzubewahren und der Gemeinde 
auf Verlangen vorzulegen. 

§ 10 
Abwasseruntersuchungen 

(1) Die Gemeinde kann beim Verp� ichteten 
Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie be-
stimmt, in welchen Abständen die Proben zu ent-
nehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind 
und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 
21 Abs. 2 entsprechend. 
(2) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers 
Mängel festgestellt werden, hat der Verp� ichtete 
diese unverzüglich zu beseitigen. 
  

§ 11 
Grundstücksbenutzung 

Die Grundstückseigentümer können bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 93 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) durch die Gemeinde 
verp� ichtet werden, für Zwecke der ö� entlichen 
Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen 
einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung 
von Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. 
Die Grundstückseigentümer haben insbesondere 
den Anschluss anderer Grundstücke an die An-
schlussleitung zu ihren Grundstücken zu dulden. 
  
III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksent-
wässerungsanlagen 
  

§ 12 
Grundstücksanschlüsse 

(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden 
ausschließlich von der Gemeinde hergestellt, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. 
(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse 
sowie deren Änderung werden nach Anhörung 
des Grundstückseigentümers und unter Wahrung 
seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den erstma-
ligen Anschluss eines Grundstücks notwendigen 
Grundstücksanschlüsse bereit. 
(3) Jedes Grundstück, das erstmalig an die ö� ent-
lichen Abwasseranlagen angeschlossen wird, er-
hält einen Grundstücksanschluss; werden Grund-
stücke im Trennverfahren entwässert, gelten 
beide Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. 
Die Gemeinde kann mehr als einen Grundstück-
sanschluss herstellen, soweit sie es für technisch 
notwendig hält. In besonders begründeten Fällen 
(z.B. Sammelgaragen, Reihenhäuser) kann die 
Gemeinde den Anschluss mehrerer Grundstücke 
über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss 
vorschreiben oder auf Antrag zulassen. 
(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grund-
stückseigentümers weitere Grundstücksan-
schlüsse sowie vorläu� ge oder vorübergehende 
Anschlüsse herstellen. Als weitere Grundstücks-
anschlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstü-
cke, die nach Entstehen der Beitragsp� icht (§ 34) 
neu gebildet werden. 
  

§ 13 
Kostenerstattung 

(1) Der Gemeinde sind vom Grundstückseigentü-
mer zu erstatten: 
a)  die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Er-

neuerung, Veränderung und Beseitigung der 
Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 3); 

b)  die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Er-
neuerung, Veränderung und Beseitigung der 
weiteren, vorläu� gen und vorübergehenden 
Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 4). 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendun-
gen für die Wiederherstellung des alten Zustands 
auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flä-
chen. 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der end-
gültigen Herstellung des Grundstücksanschlus-
ses, im Übrigen mit der Beendigung der Maß-
nahme. Der Erstattungsanspruch wird innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheids fällig. 
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§ 14 
Private Grundstücksanschlüsse 

(1) Private Grundstücksanschlüsse sind vom 
Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu 
unterhalten, zu ändern, zu erneuern und zu be-
seitigen. 
(2) Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Be-
scha� enheit und Art der Verlegung den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und etwaigen 
zusätzlichen Bestimmungen der Gemeinde und 
verzichtet der Grundstückseigentümer schrift-
lich auf seine Rechte an der Leitung, so ist der 
Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der 
Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt nicht für Lei-
tungen im Außenbereich (§ 35 BauGB). 
(3) Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- 
und Beseitigungsarbeiten an privaten Grund-
stücksanschlüssen (Abs. 1) sind der Gemeinde 
vom Grundstückseigentümer mindestens 14 Tage 
vorher anzuzeigen.   

§ 15 
Genehmigungen 

(1) Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde 
bedürfen 
a)  die Herstellung der Grundstücksentwässe-

rungsanlagen, deren Anschluss sowie deren 
Änderung; 

b)  die Benutzung der ö� entlichen Abwasseran-
lagen sowie die Änderung der Benutzung. Bei 
vorübergehenden oder vorläu� gen Anschlüs-
sen wird die Genehmigung widerru� ich oder 
befristet ausgesprochen. 

(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mit-
telbare Anschluss (z.B. über bestehende Grund-
stücksentwässerungsanlagen) gleich. 
(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammen-
setzung und Menge der anfallenden Abwässer, 
die vorgesehene Behandlung der Abwässer und 
die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. Au-
ßerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen 
beizufügen: 
•  Lageplan im Maßstab 1: 500 mit Einzeichnung 

sämtlicher auf dem Grundstück bestehender 
Gebäude, der Straße, der Schmutz- und Regen-
wasseranschlussleitungen, der vor dem Grund-
stück liegenden Straßenkanäle und der etwa 
vorhandenen weiteren Entwässerungsanlagen, 
Brunnen, Gruben, usw.; 

•   Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschos-
ses) der einzelnen anzuschließenden Gebäude 
im Maßstab 1:100 mit Einzeichnung der anzu-
schließenden Entwässerungsteile, der Dachab-
leitung und aller Entwässerungsleitungen unter 
Angabe des Materials, der lichten Weite und der 
Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 

•  Systemschnitte der zu entwässernden Gebäu-
deteile im Maßstab 1:100 in der Richtung der 
Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitun-
gen und der Fallrohre, der Dimensionen und der 
Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der Entwäs-
serungsanlage und des Straßenkanals, bezogen 
auf Normalnull). 

Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen An-
gaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der 
Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei 
der Gemeinde einzuholen. Dort sind auch Formu-
lare für die Entwässerungsanträge erhältlich. 
  

§ 16 
Regeln der Technik 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, 
die die oberste Wasserbehörde durch ö� entliche 
Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik kann abgewi-
chen werden, wenn den Anforderungen auf an-
dere Weise ebenso wirksam entsprochen wird. 

§ 17 
Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind 
vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
herzustellen, zu unterhalten, zu ändern, zu erneu-
ern und nach Bedarf gründlich zu reinigen. 
(2) Die Gemeinde kann, zusammen mit dem 
Grundstücksanschluss, einen Teil der Grundstück-
sentwässerungsanlage, vom Grundstücksan-
schluss bis einschließlich des Prüfschachts, her-
stellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden 
Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. 
§ 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 
(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindes-
tens 150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte 
Schacht mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so 
nahe wie technisch möglich an die ö� entliche 
Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugäng-
lich und bis auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht 
ausgeführt sein. 
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage ? 
auch vorübergehend ? außer Betrieb gesetzt, so 
kann die Gemeinde den Grundstücksanschluss 
verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 3 gilt entspre-
chend. Die Gemeinde kann die in Satz 1 genann-
ten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer 
übertragen. 
  

§ 18 
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen,

Zerkleinerungsgeräte 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leicht� üs-
sigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle oder 
Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, 
sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Sto� e 
aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehören-
den Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, 
zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider 
mit den dazugehörenden Schlammfängen sind 
vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen 
Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem 
Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter 
Säumnis ist er der Gemeinde gegenüber scha-
densersatzp� ichtig. Für die Beseitigung/Verwer-
tung der anfallenden Sto� e gelten die Vorschrif-
ten über die Abfallentsorgung. 
(2) Die Gemeinde kann vom Grundstückseigen-
tümer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb 
einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies 
für die Ableitung des Abwassers notwendig ist; 
dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, 
die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen 
werden. § 16 bleibt unberührt. 
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, 
Papier und dergleichen sowie Handtuchspender 
mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Grundstück-
sentwässerungsanlagen angeschlossen werden. 
  

§ 19 
Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 

Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Si-
ckeranlagen sind unverzüglich außer Betrieb zu 
setzen, sobald das Grundstück über eine Abwas-
serleitung an eine ö� entliche Kläranlage ange-
schlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt 
der Grundstückseigentümer selbst. 
  

§ 20 
Sicherung gegen Rückstau 

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grund-
stücksentwässerungsanlagen, insbesondere 
Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Aus-
güsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die 
Straßenober� äche an der Anschlussstelle der 
Grundstücksentwässerung (Rückstauebene) lie-
gen, müssen vom Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten gegen Rückstau gesichert werden. 
Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer für 
rückstaufreien Ab� uss des Abwassers zu sorgen. 

§ 21 
Abnahme und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen,
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 

(1) Vor der Abnahme durch die Gemeinde darf 
die Grundstücksentwässerungsanlage nicht in 
Betrieb genommen werden. Die Abnahme der 
Grundstücksentwässerungsanlage befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und 
den ausführenden Unternehmer nicht von ihrer 
Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und 
fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstück-
sentwässerungsanlagen zu prüfen. Die Grund-
stückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Absätze 
1 und 2) sind verp� ichtet, die Prüfungen zu dul-
den und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur 
Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in 
die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Von der 
Gemeinde beauftragte Personen dürfen Grund-
stücke zur Überwachung der Einhaltung der sat-
zungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung 
danach auferlegter Verp� ichtungen betreten. 
(3) Werden bei der Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlagen Mängel festgestellt, hat sie 
der Grundstückseigentümer unverzüglich zu be-
seitigen. 
(4) Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Ver-
bindung mit der Eigenkontrollverordnung des 
Landes verp� ichtet, Betriebe, von deren Abwas-
seranfall nach Bescha� enheit und Menge ein 
erheblicher Ein� uss auf die ö� entliche Abwas-
serbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, Be-
trieb oder -Unterhaltung oder auf das Gewässer 
zu erwarten ist, in einem so genannten Indirekt-
einleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der 
Gemeinde geführt und auf Verlangen der Wasser-
behörde übermittelt. Die Verantwortlichen die-
ser Betriebe sind verp� ichtet, der Gemeinde, auf 
deren Anforderung hin die für die Erstellung des 
Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben 
zu machen. Dabei handelt es sich um folgende 
Angaben: Namen des Betriebs und der Verant-
wortlichen, Art und Umfang der Produktion, 
eingeleitete Abwassermenge, Art der Abwasser-
vorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen 
Abwasserinhaltssto� e. Hierzu gehören insbeson-
dere auch solche Sto� e, die in Anlage 5 und 7 der 
Ober� ächengewässerverordnung genannt sind. 
Die Gemeinde wird dabei die Geheimhaltungs-
p� icht von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 

  
IV. Abwasserbeitrag 
  

§ 22 
Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung 
ihres Aufwands für die Anscha� ung, Herstellung 
und den Ausbau der ö� entlichen Abwasseranla-
gen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag 
wird in Teilbeträgen (§ 33) erhoben. 

  
§ 23 

Gegenstand der Beitragsp� icht 
(1) Der Beitragsp� icht unterliegen Grundstücke, 
für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich 
genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der 
Beitragsp� icht, wenn sie nach der Verkehrsau� as-
sung Bauland sind und nach der geordneten bau-
lichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung 
anstehen. 
(2) Wird ein Grundstück an die ö� entlichen Ab-
wasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so un-
terliegt es der Beitragsp� icht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 
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§ 24 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Voraus-
zahlung ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Ei-
gentümer des Grundstücks ist. 
(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragsp� ichtig. Mehrere Beitrags-
schuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragsp� ichtig. 
(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Woh-
nungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer 
Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamt-
handsgemeinschaft beitragsp� ichtig. 
  

§ 25 
Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nut-
zungs� äche. Diese ergibt sich durch Vervielfa-
chung der Grundstücks� äche (§ 26) mit einem 
Nutzungsfaktor (§ 27); das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, 
auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 
werden. 
  

§ 26 
Grundstücks� äche 

(1) Als Grundstücks� äche gilt: 
1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungs-

plans die Fläche, die der Ermittlung der zulässi-
gen Nutzung zugrunde zu legen ist; 

2.  soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung 
nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder 
die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 
tatsächliche Grundstücks� äche bis zu einer Tie-
fe von 50 Metern von der der Erschließungsan-
lage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht 
die bauliche oder gewerbliche Nutzung über 
diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen tat-
sächlich angeschlossen, so ist die Grundstücks-
tiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze 
der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Ab-
stands� ächen, bestimmt wird. Grundstückstei-
le, die lediglich die wegemäßige Verbindung 
zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben 
bei der Bestimmung der Grundstückstiefe un-
berücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch an-
gelegte Grün� ächen oder gärtnerisch genutzte 
Flächen. 

(2) Teil� ächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 
Satz 2 KAG bleiben unberührt. 

  
§ 27 

Nutzungsfaktor 
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 
Grundstücks� äche (§ 26) mit einem Nutzungsfak-
tor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00, 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25, 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50, 
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 

1,75, 
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 

2,00. 
(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstü-
cken, für die nur eine Nutzung ohne Bebauung 
zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur un-
tergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungs-
faktor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für 
Gemeinbedarfs- oder Grün� ächengrundstücke, 
deren Grundstücks� ächen aufgrund ihrer Zweck-
bestimmung nicht oder nur zu einem untergeord-
neten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen 
bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, 
Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen). Die 
§§ 28 bis 31 � nden keine Anwendung. 
  

§ 28 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
die Geschosszahl festsetzt 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan fest-
gesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschos-
se. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl 
genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der Landes-
bauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan gelten-
den Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschos-
szahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollge-
schosse maßgebend. 
  

§ 29 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
eine Baumassenzahl festsetzt 

(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt 
als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwen-
dung der Baumassenzahl zulässige Baumasse ge-
nehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die Grundstücks-
� äche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 
gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
  

§ 30 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
die Höhe baulicher Anlagen festsetzt 

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Voll-
geschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 
1.  [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsied-

lungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2.  [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebie-
te (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und 
sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Ge-
biete. 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der Voll-
geschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt 
der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senk-
rechten, traufseitigen Außenwand mit der Dach-
haut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetz-
te Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage 
geteilt durch 
1.  [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsied-

lungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausge-
biete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2.  [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebie-
te (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und 

sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Ge-
biete. 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkom-
mastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet werden. 
(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebau-
ungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen 
genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in 
eine Geschosszahl umzurechnen. 
(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe [alternativ: Firsthöhe] gemäß Abs. 2 
[alternativ: Abs. 1] und 3 in eine Geschosszahl um-
zurechnen. 
  

§ 31 
Ermittlung des Nutzungsmaßes 

bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung 
im Sinne der §§ 28 bis 30 bestehen 

(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten 
bzw. in beplanten Gebieten, für die der Bebau-
ungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 28 bis 
30 enthält, ist maßgebend: 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Geschosse, 
2.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstü-

cken die Zahl der auf den Grundstücken der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Geschosse. 

(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 
BauGB) ist maßgebend: 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tat-

sächlich vorhandenen Geschosse; 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bau-

vorhaben genehmigt ist, die Zahl der geneh-
migten Geschosse. 

(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der 
LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 34) gelten-
den Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschos-
szahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollge-
schosse maßgebend. 
(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 
Vollgeschoss i.S. der LBO gilt als Geschosszahl die 
Baumasse des Bauwerks geteilt durch die über-
baute Grundstücks� äche und nochmals geteilt 
durch [3,5], mindestens jedoch die nach Abs. 1 
maßgebende Geschosszahl. Das Ergebnis wird 
auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkom-
mastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner 
als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl ab-
gerundet werden. 
  

§ 32 
Nachveranlagung, weitere Beitragsp� icht 

(1) Von Grundstückseigentümern, für deren 
Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstan-
den ist oder deren Grundstücke beitragsfrei ange-
schlossen worden sind, werden weitere Beiträge 
erhoben, 
1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung 

zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl 
der Vollgeschosse überschritten oder eine grö-
ßere Zahl von Vollgeschossen allgemein zuge-
lassen wird; 

2.  soweit in den Fällen des § 31 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen 
wird; 

3.  wenn das Grundstück mit Grundstücks� ächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bis-
her nicht entstanden ist; 

4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teil� ächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 
Teil� ächen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung 
und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt ge-
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blieben sind, entsteht eine weitere Beitragsp� icht, 
soweit die Voraussetzungen für eine Teil� ächen-
abgrenzung entfallen. 

  
§ 33 

Beitragssatz 
Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus: 
Teilbeiträge je m2  Nutzungs� äche (§ 25) 
1. für den ö� entlichen Abwasserkanal 6,30 Euro 
 - ermäßigt für Grundstück ohne Niederschlags-
wasseranschluss  4,30 Euro
2. für den mechanischen und biologischenTeil der 
Kläranlage 0,35 Euro  

§ 34 
Entstehung der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
1.  in den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grund-

stück an den ö� entlichen Kanal angeschlossen 
werden kann; 

2.  in den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, 
frühestens jedoch mit dessen Genehmigung; 

3.  in den Fällen des § 33 Nr. 2 bis 3, sobald die Teile 
der Abwasseranlagen für das Grundstück ge-
nutzt werden können; 

4.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit 
der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem 
Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 
BauGB; 

5.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn die 
Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist; 

6.  in den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 4, wenn das 
neugebildete Grundstück im Grundbuch ein-
getragen ist; 

7.  in den Fällen des § 32 Abs. 2 mit dem Wegfall 
der Voraussetzungen für eine Teil� ächenab-
grenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung 
und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder 
einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, 
der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder 
des tatsächlichen Anschlusses von abgegrenz-
ten Teil� ächen jedoch frühestens mit der Anzei-
ge einer Nutzungsänderung gemäß § 46 Abs. 7. 

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 
an die ö� entliche Abwasseranlagen hätten an-
geschlossen werden können, jedoch noch nicht 
angeschlossen worden sind, entsteht die Bei-
tragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frü-
hestens mit dessen Genehmigung. 
(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 ent-
sprechend. 

  
§ 35 

Vorauszahlungen, Fälligkeit 
(1) Die Gemeinde erhebt Vorauszahlungen auf die 
Teilbeiträge nach § 33 Nr. 2 in Höhe von 80 v.H. 
der voraussichtlichen Teilbeitragsschuld, sobald 
mit der Herstellung des Teils der ö� entlichen Ab-
wasseranlagen begonnen wird. 
(2) Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) und die Vo-
rauszahlungen werden jeweils einen Monat nach 
Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 
  

§ 36 
Ablösung 

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitrags-
schuld noch nicht entstanden ist, mit dem Bei-
tragsschuldner die Ablösung des Abwasserbei-
trags (Teilbeitrags) vereinbaren. 
(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach 
der Höhe der voraussichtlich entstehenden Bei-
tragsschuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung 
erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 

V. Abwassergebühren 
  

§ 37 
Erhebungsgrundsatz 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen Abwassergebühren. 
  

§ 38 
Gebührenmaßstab 

(1) Die Abwassergebühr wird nach der Abwasser-
menge bemessen, die auf dem an die ö� entlichen 
Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstück 
anfällt (§ 40 Abs. 1) 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst 
sich die Abwassergebühr nach der eingeleiteten 
Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 
(3) Wird Abwasser zu einer ö� entlichen Abwas-
serbehandlungsanlage gebracht, bemisst sich die 
Abwassergebühr nach der Menge des angeliefer-
ten Abwassers. 
  

§ 39 
Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der Grund-
stückseigentümer. Der Erbbauberechtigte ist 
anstelle des Grundstückseigentümers Gebühren-
schuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuld-
ners geht die Gebührenp� icht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Kalendermonats auf 
den neuen Gebührenschuldner über. 
(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 
Absatz 3 ist derjenige, der das Abwasser anliefert. 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-
schuldner. 
  

§ 40 
Abwassermenge 

(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 42 
Abs. 1, Satz 1) gilt im Sinne von § 37 Abs. 1 als an-
gefallene Abwassermenge: 
1.  die dem Grundstück aus der ö� entlichen Was-

serversorgung zugeführte Wassermenge; 
2.  bei nichtö� entlicher Trink- oder Brauchwasser-

versorgung die dieser entnommene Was-ser-
menge; 

3.  im Übrigen das auf den Grundstücken anfallen-
de Niederschlagswasser, soweit es als Brauch-
wasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt 
wird. 

Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Be-
messungsgrundlage die eingeleitete Wasser-/
Schmutzwassermenge. 
(2) Auf Verlangen der Gemeinde hat der Gebüh-
renschuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 
3) sowie bei nichtö� entlicher Wasserversorgung 
(Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Nieder-
schlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) 
geeignete Messeinrichtungen auf seine Kosten 
anzubringen und zu unterhalten. 
  

§ 41 
Absetzungen 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 
ö� entlichen Abwasseranlagen eingeleitet wur-
den, werden auf Antrag des Gebührenschuldners 
bei der Bemessung der Abwassergebühr (§ 40) 
abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt die Ab-
setzung von Amts wegen. 
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Fri-
schwassermengen soll durch Messung eines 
besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) er-
bracht werden, der den eichrechtlichen Vorschrif-
ten entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag 
des Grundstückseigentümers ausschließlich von 
der Gemeinde eingebaut, unterhalten und ent-
fernt; sie stehen im Eigentum der Gemeinde und 
werden von ihr abgelesen. Die §§ 21 Abs. 2 und 
3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung vom 
15.12.2015 � nden entsprechend Anwendung. 
(3) Wird der Nachweis über die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler 
gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt von der Abset-

zung eine Wassermenge von 20 m3/Jahr ausge-
nommen. 
(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die 
abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, wer-
den die nichteingeleiteten Wassermengen pau-
schal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete 
Wassermenge im Sinne von Absatz 1 
1.  je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, 

Ziegen und Schweinen 15 m³/Jahr, 
2.  je Vieheinheit bei Ge� ügel 6 m³/Jahr. 
Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete 
Wassermenge wird um die gemäß Absatz 3 von 
der Absetzung ausgenommene Wassermenge 
gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das Betriebsan-
wesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort 
während des Veranlagungszeitraums nicht nur 
vorübergehend aufhält, mindestens 28 m³/Jahr 
für die erste Person und für jede weitere Person 
mindestens 20 m³/Jahr betragen. Der Umrech-
nungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten 
zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stich-
tag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der 
Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet. 
(5) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter 
Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu 
stellen. 
  

§ 42 
Höhe der Abwassergebühren 

(1) Die Abwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Ab-
wasser: 3,40 Euro. 
(2) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 
3) beträgt je m³ Abwasser oder Wasser: 3,40 Euro. 

  
§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 
(1) In den Fällen des § 38 Abs. 1 entsteht die Ge-
bührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des 
Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet 
ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veran-
lagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld 
mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 
(2) In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die 
Gebührenschuld für den bisherigen Grundstücks-
eigentümer mit Beginn des auf den Übergang fol-
genden Kalendermonats, für den neuen Grund-
stückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
(3) In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Ge-
bührenschuld bei vorübergehender Einleitung 
mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit 
Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 
(4) In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Anlieferung des Abwassers. 
(5) Die Gebührenschuld gemäß § 38 Abs. 1 ruht 
auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als öf-
fentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 
  

§ 44 
Vorauszahlungen 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht ent-
standen ist, sind vom Gebührenschuldner Vor-
auszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen 
entstehen mit Beginn des Kalendervierteljahres. 
Beginnt die Gebührenp� icht während des Ver-
anlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszah-
lungen mit Beginn des folgenden Kalendervier-
teljahres. 
(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt 
festgestellten Jahreswasserverbrauchs zugrunde 
zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebühren-
p� icht wird der voraussichtliche Jahreswasserver-
brauch geschätzt. 
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichte-
ten Vorauszahlungen werden auf die Gebühren-
schuld für diesen Zeitraum angerechnet. 
(4) In den Fällen des § 38 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt 
die P� icht zur Vorauszahlung. 



ST. MÄRGEN AKTUELL  Mittwoch, 13. Januar 2016  13

§ 45 
Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen 
(§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die 
Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlun-
gen übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als 
die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unter-
schiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzah-
lung ausgeglichen. 
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden mit 
Ende des Kalendervierteljahres zur Zahlung fällig. 
  
VI.  Anzeigep� icht, Haftung, Ordnungswidrig-
keiten 
  

§ 46 
Anzeigep� icht 

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde der 
Erwerb oder die Veräußerung eines an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstücks anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dingli-
chen baulichen Nutzungsrecht. Anzeigep� ichtig 
sind der Veräußerer und der Erwerber. 
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes hat der Gebührenschuldner der 
Gemeinde anzuzeigen: 
a)  die Menge des Wasserverbrauchs aus einer 

nichtö� entlichen Wasserversorgungsanlage; 
b)  das auf dem Grundstück gesammelte und als 

Brauchwasser genutzte Niederschlagswasser (§ 
40 Abs. 1 Nr. 3); 

c)  die Menge der Einleitungen aufgrund besonde-
rer Genehmigung (§ 8 Abs. 3). 

(3) Unverzüglich haben der Grundstückseigentü-
mer und die sonst zur Nutzung eines Grundstücks 
oder einer Wohnung berechtigten Personen der 
Gemeinde mitzuteilen: 
a)  Änderungen der Bescha� enheit, der Menge 

und des zeitlichen Anfalls des Abwassers; 
b)  wenn gefährliche oder schädliche Sto� e in die 

ö� entlichen Abwasseranlagen gelangen oder 
damit zu rechnen ist. 

(4) Binnen eines Monats hat der Grundstücksei-
gentümer der Gemeinde mitzuteilen, wenn die 
Voraussetzungen für Teil� ächenabgrenzungen 
gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 
Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere ab-
gegrenzte Teil� ächen gewerblich oder als Haus-
garten genutzt, tatsächlich an die ö� entliche Ab-
wasserbeseitigung angeschlossen oder auf ihnen 
genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet 
werden. 
(5) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, 
auch nur vorübergehend, außer Betrieb gesetzt, 
hat der Grundstückeigentümer diese Absicht so 
frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksan-
schluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt 
werden kann. 
(6) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft ver-
säumt, so haftet im Falle des Absatzes 1 der bis-
herige Gebührenschuldner für die Benutzungs-
gebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang 
der Anzeige bei der Gemeinde entfallen. 

  
§ 47 

Haftung der Gemeinde 
(1) Werden die ö� entlichen Abwasseranlagen 
durch Betriebsstörungen, die die Gemeinde nicht 
zu vertreten hat, vorübergehend ganz oder teil-
weise außer Betrieb gesetzt oder treten Mängel 
oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen 
oder Schneeschmelze oder durch Hemmungen 
im Abwasserablauf verursacht sind, so erwächst 
daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Ein An-
spruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von Beiträ-
gen oder Gebühren entsteht in keinem Fall. 

(2) Die Verp� ichtung des Grundstückseigentü-
mers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 20) bleibt 
unberührt. 
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftp� ichtgesetzes 
haftet die Gemeinde nur für Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit. 
  

§ 48 
Haftung der Grundstückseigentümer 

Die Grundstückseigentümer und die Benutzer 
haften für schuldhaft verursachte Schäden, die 
infolge einer unsachgemäßen oder den Be-
stimmungen dieser Satzung widersprechenden 
Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zu-
stands der Grundstücksentwässerungsanlagen 
entstehen. Sie haben die Gemeinde von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. 
  

§ 49 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 
GemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.  entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Ge-

meinde überlässt; 
2.  entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Ein-

leitung ausgeschlossene Abwässer oder Sto� e 
in die ö� entlichen Abwasseranlagen einleitet 
oder die für einleitbares Abwasser vorgegebe-
nen Richtwerte überschreitet; 

3.  entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehand-
lung oder Speicherung in ö� entliche Abwasse-
ranlagen einleitet; 

4.  entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser 
ohne ausreichende Vorbehandlung in ö� ent-
liche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an 
eine ö� entliche Kläranlage angeschlossen sind; 

5.  entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder 
Abwasser, das der Beseitigungsp� icht nicht 
unterliegt, ohne besondere Genehmigung der 
Gemeinde in ö� entliche Abwasseranlagen ein-
leitet; 

6.  entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse 
nicht ausschließlich von der Gemeinde herstel-
len, unterhalten, erneuern, ändern, abtrennen 
oder beseitigen lässt; 

7.  entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Geneh-
migung der Gemeinde eine Grundstücksent-
wässerungsanlage herstellt, anschließt oder 
ändert oder eine ö� entliche Abwasseranlage 
benutzt oder die Benutzung ändert; 

8.  die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 Ab-
sätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder betreibt; 

9.  entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Ent-
leerung und Reinigung der Abscheider nicht 
rechtzeitig vornimmt; 

10.  entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für 
Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen 
oder Handtuchspender mit Spülvorrichtun-
gen an seine Grundstücksentwässerungsanla-
ge anschließt; 

11.  entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwäs-
serungsanlage vor der Abnahme in Betrieb 
nimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig den Anzeigep� ichten nach § 46 Absätze 
1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. 
  
VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
  

§ 50 
Inkrafttreten 

(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bis-
herigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, 
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbe-
stimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der 
Abgabeschuld gegolten haben. 
(2) Diese Satzung tritt am 01. Februar 2016 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 

11. Dezember 2001 (mit allen späteren Änderun-
gen) außer Kraft. 
  
St. Märgen, den 15. Dezember 2015 
  
Manfred Kreutz, Bürgermeister 
  
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung Ba-
den-Württemberg (GemO) oder aufgrund er 
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu 
bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öf-
fentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind. 
 
 
 

AUS DEM 

GEMEINDERAT

Bekanntgabe von Beschlüssen 
aus nichtö� entlicher Sitzung 

Der Gemeinderat hat in der letzten nichtöf-
fentlichen Sitzung beschlossen, im Rahmen 
der Erschließung des Neubaugebiets Erwei-
terung-Hirschenhof die Grundstücke Flst. 
Nr. 123/18, 123/42, 123/32 und einem noch 
zu bildenden Teilgrundstück aus Flst. Nr. 128 
zu erwerben. 
  
Außerdem wurde dem Antrag des Feuer-
wehrausschusses auf Verleihung der Eh-
renmitgliedschaft für Max Waldvogel zuge-
stimmt. 
  
Beratung und Beschlussfassung über den 
Haushalt 2016 
Der Haushaltsplanentwurf 2016 war in der 
ö� entlichen Sitzung vom 01.12.2015 aus-
führlich erläutert und beraten worden. Rech-
nungsamtsleiter Michael Faller erläutert die 
seit dem eingearbeiteten Änderungen. 
Dem Gemeinderat wird ein Erläuterungs-
blatt mit den vorgenommen Veränderun-
gen, der Vermögenshaushalt, der Finanzplan 
mit Investitionsprogramm, der Stellenplan 
sowie die Haushaltssatzung nach letztem 
Stand vorgelegt. 
Bezüglich der vorgesehenen Bescha� ung 
des Feuerwehrfahrzeuges TSF-W und der 
Aussicht auf Fördermittel des Landes nach 
Z-Feu, hatte der Bürgermeister ein Gespräch 
mit Kreisbrandmeister Widmaier geführt. 
Demnach besteht im Jahr 2016 nach aller 
Wahrscheinlichkeit keine Aussicht auf eine 
Förderung nach Z-Feu. Der ebenfalls vor-
gesehene Antrag auf Ausgleichstockmittel 
kann nach Auskunft des Regierungspräsidi-
ums erst nach Bewilligung der Landesmittel 
nach Z-Feu gestellt werden, da der Aus-
gleichstockantrag nachrangig ist. 
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Es ist dennoch geplant bereits 2016 einen 
Antrag auf Zuschuss nach Z-Feu zu stellen. 
Es wird erwartet, dass diesem Antrag spätes-
tens 2017 entsprochen wird. Demnach wird 
dann im Jahr 2017 der Antrag auf Ausgleich-
stock für das Feuerwehrfahrzeug gestellt. 
Sollte der Landeszuschuss nach Z-Feu doch 
schon 2016 bewilligt werden, so könnte 
noch 2016 mit der Bescha� ung begonnen 
und der Ausgleichstockantrag 2017 gestellt 
werden. 
Für den Haushaltsplan 2016 bedeutet dies, 
dass die ursprünglich eingeplanten Beträge 
für das Feuerwehrfahrzeug (Bescha� ungs-
kosten: 175.000 €, Zuschüsse: 120.000) her-
ausgenommen und in die Planung für 2017 
aufgenommen werden. 
2016 sollen dafür Ausgleichstockmittel für 
die Ersatzbescha� ung des Radladers be-
antragt werden. Eingeplant werden hier 
45.000 €. 
Durch diese Veränderung kann die Rückla-
genentnahme sowie auch die vorgesehene 
Darlehensaufnahme um je 50.000 € redu-
ziert werden. 
Um langfristig Einsparungen zu erzielen 
regt Gerhard Dold an, über eine Umstellung 
der Ortsbeleuchtung auf LED-Technik nach-
zudenken. Hier sei erst kürzlich ein neues 
Förderprogramm aufgelegt worden. 
Claus Simon meint, es sollte geprüft werden, 
wie viel Geld eingespart werden könnte, 
wenn man die komplette Ortsbeleuchtung 
nachts von 02.00 Uhr bis 05.00 Uhr aus-
schalten würde. Dieser Vorschlag wurde von 
Teilen des Gemeinderats kritisch gesehen, 
in benachbarten Gemeinden wären solche 
Maßnahmen negativ angekommen. 
Sollte eine Umstellung der Straßenbeleuch-
tung bereits 2016 zum Tragen kommen, so 
wäre dies lt. Michael Faller über einen Nach-
tragshaushalt zu bewerkstelligen. 
Weitere Fragen bestehen nicht. BM Kreutz 
liest die Haushaltssatzung 2016 vor: 
  
Der Gemeinderat beschließt Haushaltssat-
zung und Haushaltsplan einstimmig. 
  
Neufassung der Abwassersatzung und 
Wasserversorgungssatzung mit Ände-
rung der Beitragssätze  
Nachdem der Gemeinderat in der ö� entli-
chen Sitzung vom 03.11.2015 die Global-
berechnung und die Änderung der Bei-
tragssätze für Abwasserbeseitigung und 
Wasserversorgung beschlossen hat, sind die 
Beitragssätze in den jeweiligen Satzungen 
zu ändern gewesen. 
Man hat sich dazu entschlossen hier keine 
weiteren Änderungssatzungen zu erlas-
sen, sondern die Abwassersatzung und die 
Wasserversorgungssatzung neu zu fassen. 
Die beiden Satzungen wurden nach aktu-
ellen Mustersatzungen des Gemeindetags 
erstellt. 
  
§ 33 der Abwassersatzung enthält nun die 
folgenden Beitragssätze: 
6,30 € je m² Nutz� äche für den ö� entlichen 
Abwasserkanal, 4,30 € ermäßigter Beitrag 

für Grundstücke ohne Niederschlagswasse-
ranschluss und 0,35 € für den mechanischen 
und biologischen Teil der Kläranlage. Der 
künftige Wasserversorgungsbeitrag beträgt 
nach § 36 der Satzung jetzt 4,85 € je m² 
Nutz� äche. 
Es soll betont werden, dass es sich hier um 
Änderungen der Anschlussbeiträge handelt, 
nicht um Änderungen Gebühren für Wasser/
Abwasser nach Verbrauch. 
Der Gemeinderat stimmt beiden Satzungen 
einstimmig zu. 
  
Schulentwicklung – Unterschreiten der 
Mindestschülerzahl Werkrealschule 
Der Gemeinde liegt ein Schreiben des Staat-
lichen Schulamtes vor, wonach in zwei auf-
einander folgenden Schuljahren die Min-
destschülerzahl für die auf der Grundschule 
aufbauenden Schulen nicht erreicht wurde. 
Die Statistiken weisen keine Schüler für die 
5. Klasse aus. Die Gemeinde könnte nun 
eine schulorganisatorische Maßnahme nach 
§ 30 SchG beantragen. Da allerdings keine 
Anhaltspunkte vorliegen, dass sich an der 
Situation bezgl. der Schülerzahlen etwas 
grundlegend ändert, ist nicht vorgesehen 
eine Rückmeldung auf das eingegangene 
Schreiben zu geben. Das Staatliche Schul-
amt wird daher die Werkrealschule St. Mär-
gen aufheben. 
  
Stellungnahme zu Bauanträgen
• Antrag der Gemeinde St. Märgen auf 

Einbau eines Aufzuges, Einbau einer 
Treppe als 2. Rettungsweg aus dem 
Obergeschoss, Einbau eines Behinder-
ten-WC, Verlagerung der WC-Anlage, 
Nutzungsänderung DG zum Museum 
auf Flst. Nr. 44, 45, 46. 

  
Der Gemeinderat erteilt einstimmig das Ein-
vernehmen. 
  
Bekanntgaben 
Bürgermeister Kreutz bedankt sich bei Ge-
meinderat und Verwaltung für die gute, 
konstruktive Zusammenarbeit in diesem 
Jahr. 
Gerhard Dold spricht, stellvertretend für den 
Gemeinderat, dem Bürgermeister, sowie 
den Rathaus- und Bauhofmitarbeitern sei-
nen Dank für die geleistete Arbeit aus. 
  
   
 

FÜR UNSERE 

MITBÜRGER NOTIERT

Jugendmusikschule 
Dreisamtal e.V. 

Die Jugendmusikschule Dreisamtal sucht  
zum nächst- möglichen Zeitpunkt eine/ei-
nen Schulsekretärin/r. 
Die Tätigkeit erfordert Kommunikationsfä-
higkeit im Publikumsverkehr, Organisati-

onstalent, Sach- und Fachkenntnisse in der 
Büroorganisation und Sicherheit in MS-Of-
� ce-Anwendungen (Word, Exel). Die Ar-
beitszeit beträgt wöchentlich 18 Stunden. 
Die Vergütung richtet sich nach der Entgelt-
gruppe 5 TVöD. Nach einer Einarbeitungs- 
und Probezeit ist eine Aufstiegsmöglichkeit 
gegeben. Ihre Bewerbung mit den üblichen 
Unterlagen richten Sie bitte bis spätestens 
25.01.2016 an die Jugendmusikschule Drei-
samtal e.V., Giersbergstr. 33, 79199 Kirchzar-
ten. Tel. Auskünfte: 07661/981258. 
  
 

TOURIST

INFORMATION

Veranstaltungen    

Samstag, 16.01.2016
13:00 - 17:00 Uhr
St. Märgen, Rathausplatz 2 
Ausstellung „Auf einer Linie“ kunsthaus 
St. Märgen 

26.9.2015 – 28.2.2016.
Es handelt sich um Öl-/Aquarellmalerei 
vom Künstler und Architekten Fred Rolf 
aus Freiburg, Linienätzungen/Radierungen 
von Prof. Eberhard Brügel aus Freiburg und 
kalligra� sche Werke von Johann Maierhofer 
aus Regensburg. Infos: Tel. 07669-939001, 
mail@kunsthaus.info, www.kunsthaus.de-
Die angegebenen Ö� nungszeiten gelten 
nur bei guten Wetterverhältnissen. Aktuel-
le Infos zu den Ö� nungszeiten � nden Sie 
auf unserer Homepage www.kunsthaus.de. 
Gruppenführungen auf Anfrage. 
   
Sonntag, 17.01.2016
10:00 - 13:00 Uhr
St. Märgen, Rathausplatz 1 
Kloster Museum - Landschaft, Kunst, Uh-
rengeschichte  Das Kloster Museum zeigt 
seine Schätze: Die Schwarzwalduhr, Reise 
ins Uhrenland und weltweiter Uhrenhandel, 
Schwarzwälder Hinterglasmalerei, Werke 
des Klosterbildhauers Matthias Faller. Son-
derausstellung „ Schwarzwalduhren, altes 
Handwerk – NEU“ bis zum 14.02. 2016.Sie 
erhalten Einblicke in den Enthusiasmus von 
Sammlern alter Schwarzwalduhren und die 
Wiederentdeckung alter Handwerkskunst, 
kombiniert mit geeigneten, heute verfügba-
ren Materialien und Fertigungsmethoden. 
Der Besuch des Museums ist nur im Rahmen 
einer Führung möglich!
Führungen: 10:15 | 11:45 Uhr 
Eintritt mit Führung 4,00 Euro, unter 15 Jah-
re und Gäste mit Hochschwarzwald Card 
Eintritt frei 
 
Sonntag, 17.01.2016
13:00 - 17:00 Uhr
St. Märgen, Rathausplatz 2 
Ausstellung „Auf einer Linie“ kunsthaus 
St. Märgen „Der kleine Prinz“ Kalligra� e-
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kurs mitJohann Maierhofer am Sonntag 
17.1.2016   Infos: Tel. 07669-939001, mail@
kunsthaus.info, www.kunsthaus.deDie an-
gegebenen Ö� nungszeiten gelten nur bei 
guten Wetterverhältnissen. Aktuelle Infos zu 
den Ö� nungszeiten � nden Sie auf unserer 
Homepage www.kunsthaus.de. Gruppen-
führungen auf Anfrage. 
   
Sonntag, 17.01.2016
17:00 Uhr
St. Märgen, Barockkirche Mariä Himmel-
fahrt 
„Lichterkonzert „ Oscar Javelot 
Oscar Javelots berühmtes Lichterkonzert 
kommt ein weiteres Mal an den schönen Ort 
im Hochschwarzwald, St. Märgen. In dem 
zweimal einstündigen Konzertprogramm 
� nden dieZuhörer das, was in unserer 
schnelllebigen Zeit so gut tut: Ruhe, Harmo-
nie, die Freude im Augenblick und Musik, die 
tief anspricht. Und das in einer mit unzählig-
vielen Kerzenlichtern geschmückten Kirche.
Veranstalter: Shana Music T i c k e t p r e i s 
19,80 € inkl. VVK-Gebühr, Schwerbehinderte 
16,50 € inkl. VVK- Gebühr. Tickets bei allen 
Tourist-Informationen der Hochschwarz-
wald Tourismus GmbH, unter ReserviX oder 
Tel.: 07652-1206 0   
 
 

KIRCHEN

NACHRICHTEN

Seelsorgeeinheit 
St. Märgen – St. Peter 

Gottesdienste in St. Märgen 

Mittwoch, 13.01.2016
Thurnerkapelle 19.00 Uhr – Eucharistiefeier
 
Donnerstag, 14.01.2016 
Pfarrkirche 19.00 Uhr – Eucharistiefeier 

Sonntag, 17.01.2016   
Pfarrkirche 10.00 Uhr – Eucharistiefeier 
 
Montag, 18.01.2016
Pfarrkirche 11.00 Uhr – Eucharistiefeier 

Mittwoch, 20.01.2016
Pfarrkirche 08.00 Uhr – Schülergottesdienst, 
Eucharistiefeier 
Thurnerkapelle 19.00 Uhr - Eucharistiefeier 
  
Sämtliche Gottesdienste unserer Seelsor-
geeinheit � nden Sie im aktuellen Kloster-
schlüssel oder unter www.klosterdoerfer.de. 
  
   

Evang. Versöhnungsgemeinde 
Stegen 

Gottesdienste 
Dienstag, 19.01.2016, 19.00 Uhr, ökumeni-
scher Gottesdienst zur Gebetswoche Einheit 

der Christen (Pfr. Armbruster/Pfr. Geyer) in 
der kath. Pfarrkirche in St. Peter. 
Sphères (Sphären)  
Sonntag, 17.01.2016, 17.00 Uhr, Evang. Ge-
meindezentrum Kirchzarten, Schauinsland-
str. 8: 
Sphères (Sphären) - Kammermusik des 
20. und 21. Jahrhunderts 
aus Brasilien, England, Estland, Frankreich, 
Schweiz und den USA 
Solisten der Holst-Sinfonietta: Carolin Wis-
ser, Flöte; Julien La� aire, Klarinette; Philipp 
Schie menz, Violoncello; Klaus Simon, Kla-
vier, Einritt frei – Spenden erbeten 
  
Ökumen. Erwachsenenbildung Stegen
• Freitag, 15.01.2016, 20.00 Uhr, Öku-

men. Zentrum Stegen:  Meditatives 
Tanzen

• Dienstag, 19.01.2016, 19.30 
Uhr, Ökumen. Zentrum Stegen:
Exklusiv oder inklusiv? - Wie 
gehen Gesellschaft und Kir-
che mit Flüchtlingen um?
Die Zuwanderung von Flüchtlingen 
wird auf absehbare Zeit nicht ab-
nehmen. Und sie wird sowohl die 
Gesellschaft als auch die Kirche und 
Seelsorge verändern. Sehen wir nur 
die Gefährdungen und Ängste - oder 
können wir auch Bereicherndes in 
den Men schen, die zu uns kommen 
und Schutz su chen, erkennen? Dr. 
theol. Thomas Broch, Pfa� enweiler, 
Flüchtlingsbeauftragter der Diözese 
Rotten burg zusammen mit dem Bil-
dungswerk Kirchzar ten und dem Un-
terstützerkreis für Flüchtlin ge im Roten 
Kreuz, Ortsverein Stegen

  

Senioren 65 + 

Zu unserer ersten Veranstaltung im neu-
en Jahr laden wir herzlich ein. Am Montag, 
18.01.2016 feiern wir um 14.00 Uhr Hl. Mes-
se, anschließend werden wir bei Ka� ee und 
Kuchen Rückblick auf das vergangene und 
Vorschau auf das kommende Jahr halten. 
Über eine zahlreiche Teilnahme freuen wir 
uns.  
 
 

BERICHTE 

DER VEREINE

Frauensport 

Im neuen Jahr tre� en wir uns wieder am 
Donnerstag, 14.01.2016 um 19.30 Uhr in der 
Turnhalle. I. Hockenjos  
 

Frauen-Fasnet-Fis-Cup 
in St. Märgen 

Der Frauen-Fasnet-Fis (Frauefasnet isch sau-
gut)-Cup � ndet am Dienstag, 02. Februar 
2016  beim Sportlerball im Sport-Hotel Lö-

wen statt. Gestartet wird in sämtlichen Dis-
ziplinen wie Aperol-Schwimmen, Tanzen, 
Aprés-Ski, Abtauchen, Turnen, Schluck- und 
Lachmuskelzweikampf, Radlern und alles 
was � t und durstig macht. Anp� �  ab 19.33 
Uhr.  Unser persönlicher Fitness-Couch Jörg 
Hauser sorgt für schwungvolle Trainingsein-
heiten. Wir freuen uns auf viele närrische 
Sportlerinnen und eure Programmeinlagen. 
  
Die Colaweizen-Radler Arge der Landfrauen 
Regionalmannschaft   
 

Betzitglunki St. Märgen 

Hallo, hast du Lust am Rosenmändig 8. Feb-
ruar bei der Kinderfasnet aufzutreten? 
Alleine oder in einer Gruppe mit Playback, 
Tanz, Sketch, Gesang, Instrument ........oder 
was du sonst vorführen möchtest ! 
Wir freuen uns über Deinen/Eure Auftritte. 
Melde dich bitte an: 
bei Diana Lö�  er Tel. 921049 
(spätestens bis 5. Februar anmelden)  
 

RSV Bike-Arge St.Märgen 

Am 13.02.2016 � ndet die Jahershauptver-
sammlung im Hotel Löwen statt. Alle Mit-
glieder und Interessierte sind hierzu herzlich 
eingeladen. Beginn 20.00 Uhr. 
Tagesordnung: 

1. Begrüßung
2.  Feststellung der ordnungsgemäßen 

Einladung
3. Berichte

a) des Vorsitzenden
b) der Schriftführerin
c) des Kassierers
d) der Kassenprüfer mit Entlastung des 
Kassierers
e) des Tourenwarts
f ) des Sportwarts
g) des Jugendleiters

4. Grußworte, Entlastung des Vorstandes
5. Wahlen des Gesamtvorstandes
6. Anträge
7. Ehrungen
8. Verschiedenes
9. Schlusswort 

Ende des redaktionellen Teils





Kleine Wohnung mit EBK gesucht
von ruhiger und zuverlässiger Nichtraucherin (52 J.)
wegen neuer Arbeitsstelle. Gerne auch außerhalb.

Tel. 0179/2920600 (AB, rufe zurück). 

Pensionierter Beamter (Paar) sucht in ruhiger Lage

3-Zi.-Wohnung
mit Balkon/Terrasse, Tel. 0160/2404470

Servicekraft mit Erfahrung w/m gesucht

Zur Verstärkung unseres Teams im Waldcafé 

St. Peter suchen wir ab Februar nette motivierte Servicekräfte 

für Teilzeit und auf  450,-€-Basis.

Wir freuen uns, Sie kennen zu lernen.

Bitte melden unter Tel. 07722 - 77 44 160





Wir sind für Sie Tag & Nacht erreichbar 

(auch sonn- & feiertags) und erledigen für Sie

sämtliche Formalitäten.

Trauerdruck auch sonn- & feiertags möglich.

Titisee-Neustadt, Titiseestraße 43

Tel. 07651/26 11

Eisenbach, Harzerhäuser 12

Tel. 07657/13 91

Fax 07657/16 15

Servicefachkraft in leitender Funktion (m/w)

für unser Wiener Kaffeehaus „Diva“ mit ca. 110 Innen- und
Außenplätzen gesucht. Sie haben echte Gastgeberqualitäten,
Organisationstalent, Charme und Esprit, eine abgeschlossene

Ausbildung zur Restaurant- oder Hotelfachkraft oder 
langjährige Erfahrung als Servicekraft in einem Café.

Sie unterstehen direkt der Restaurantleitung und sind für den
reibungslosen Serviceablauf verantwortlich.

Wir bieten Ihnen gute Bezahlung bei geregelter Arbeitszeit,
Sonn- und Feiertagszuschläge, zahlreiche Mitarbeitervorteile
sowie ein jung gebliebenes, fröhliches Team, das Sie mit offe-

nen Armen empfängt.

Parkhotel Adler, Hochschwarzwald Hotelbetriebs GmbH

Adlerplatz 3 • 79856 Hinterzarten • Telefon 0 76 52 / 12 70

personal@parkhoteladler.de

Zur Verstärkung unseres Teams suchen wir eine 

Zimmerfrau in Vollzeit oder auf 450 €-Basis für vormittags.
Bitte melden Sie sich bei Familie Hermann, 

Gasthaus Rössle, 79274 St. Märgen, Tel. 07669 / 213



Ihr Fachbetrieb

für Ausbau und Fassade

79822 Titisee-Neustadt, Telefon 07651/12 19

Wir erstellen auch einen Energiepaß für Ihr Haus.

Dieser Energiesparcheck wird vom Ministerium
für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg gefördert.
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